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2 7 6 . Bundesgesetz: Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
1985 und des Gehaltsgesetzes 1956
(NR: GP XVIII RV 65 AB 115 S. 27. BR: AB 4056 S. 541.)

2 7 7 . Bundesgesetz: 1. BDG-Novelle 1991, Änderung des Gehaltsgesetzes 1956, des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948, des Nebengebührenzulagengesetzes, des Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setzes 1984, des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
1985, der Bundesforste-Dienstordnung 1986, des Land- und Forstarbeiter-Dienst-
rechtsgesetzes, des Eltern-Karenzurlaubsgesetzes, des Mutterschutzgesetzes 1979, des
Karenzurlaubsgeldgesetzes, des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 und der
Reisegebührenvorschrift
(NR: GP XVIII RV 101 AB 114 S. 27. BR: AB 4055 S. 541.)

276. Bundesgesetz, mit dem das Land- und
forstwirtschaftliche Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetz 1985 und das Gehaltsgesetz 1956

geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl. Nr. 296, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 651/1989, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 12 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Eine Versetzung in den Ruhestand nach den
Abs. 1 bis 6 ist während einer (vorläufigen)
Suspendierung gemäß § 88 nicht zulässig."

2. Dem § 13 werden folgende Abs. 3 und 4
angefügt:

„(3) Während einer (vorläufigen) Suspendierung
gemäß § 88 kann eine Erklärung nach Abs. 1 nicht
wirksam werden. In diesem Fall wird die Erklärung
frühestens mit Ablauf des Monats wirksam, in dem
die (vorläufige) Suspendierung geendet hat.

(4) Der Lehrer kann die Erklärung nach Abs. 1 bis
spätestens einen Monat vor ihrem Wirksamwerden
widerrufen. Diese Frist erhöht sich auf drei Monate
für Inhaber von Leiterstellen gemäß § 24 Abs. 1, die
gemäß § 26 neu auszuschreiben sind. Ein späterer
Widerruf wird nur wirksam, wenn die Dienstbe-
hörde ausdrücklich zugestimmt hat. Während einer
(vorläufigen) Suspendierung gemäß § 88 kann der

Lehrer die Erklärung nach Abs. 1 jederzeit widerru-
fen"

3. Im § 15 Abs. 4 2 2 werden die Worte „der
Vorsitzende des Bundesrates" durch die Worte „der
Präsident des Bundesrates" ersetzt.

4. Im § 31 Abs. 2 werden die Worte „im Schüler-
und Absolventenberatungsdienst" durch die Worte
„zur Schülerbetreuung während des Pflichtprakti-
kums und im Absolventenberatungsdienst" ersetzt.

5. Am Ende des § 37 Abs. 2 2 4 wird der Punkt
durch einen Beistrich ersetzt; dem § 37 Abs. 2 wird
angefügt:

„5. Besitz eines Bescheides nach § 14 Abs. 1 oder
2 des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl.
Nr. 22/1970."

6. § 40 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Lehrer, dessen Lehrverpflichtung nach
den §§ 45 oder 46 auf die Hälfte herabgesetzt
worden ist, oder der sich in einem Karenzurlaub zur
Pflege eines behinderten Kindes gemäß § 65 a
befindet, darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäfti-
gung nur ausüben, wenn und insoweit die
Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung
ist zu versagen

1. in den Fällen des Abs. 2 oder
2. wenn die Ausübung dieser Nebenbeschäfti-

gung dem Grund der Herabsetzung der
Lehrverpflichtung auf die Hälfte oder der
Pflege des behinderten Kindes widerstreitet."

7. § 43 Abs. 1 lautet:
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„(1) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer (§31) beträgt 20 Wochenstunden. Die
Unterrichtsstunden in den einzelnen Gegenständen
(§§ 53 bis 60) sind auf die Lehrverpflichtung mit
folgenden Werteinheiten je Wochenstunde anzu-
rechnen.

1. für Gegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe 1

2. für Gegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe 2

3. für Gegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe 3

4. für Gegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe 4

5. für Gegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe 5

6. für Gegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe 6

1,105

1,05

0,955

0,913

0,875

0,825."

8. Im § 50 wird die Zitierung „§ 56" durch „§ 58"
ersetzt.

9. Im § 51 Abs. 2 wird die Zahl „0,869" durch die
Zahl „0,875" ersetzt.

10. §§ 53 bis 56 lauten:

„Ausmaß der Lehrverpflichtung der Lehrer für
öffentliche land- und forstwirtschaftliche

Berufsschulen

§ 53. (1) Die Unterrichtsstunden der Lehrer für
öffentliche land- und forstwirtschaftliche Berufs-
schulen — mit Ausnahme der Religionslehrer
(Abs. 2) — werden in den fachtheoretischen und
allgemeinbildenden Gegenständen in die Lehrver-
pflichtungsgruppe 5, im praktischen Unterricht in
die Lehrverpflichtungsgruppe 6 eingereiht.

(2) Die Unterrichtsstunden der Lehrer für
Religion an öffentlichen land- und forstwirtschaftli-
chen Berufsschulen werden in die Lehrverpflich-
tungsgruppe 4 eingereiht.

§ 54. In die Lehrverpflichtung nach den §§ 53, 57
und 58 werden mit der Maßgabe, daß die
Gesamtminderung nicht mehr als vier Werteinhei-
ten beträgt, eingerechnet:

1. für die Führung der Klassenvorstandsge-
schäfte 0,875, bei mehr als drei Klassen 1,75
Werteinheiten,

2. für den Unterricht in Gegenständen, in denen
lehrplanmäßig Schularbeiten vorgesehen sind,
0,875 Werteinheiten, würden sich dabei mehr
als vier Anspruchsberechtigungen ergeben,
1,75 Werteinheiten,

3. für die Verwaltung
a) der Schüler- und Lehrerbüchereien,
b) der audiovisuellen Unterrichtsbehelfe

(Bild- und Tonträger),
c) der Schreib- und Büromaschinen,
d) der Laboratoriumseinrichtungen,

e) der Einrichtungen für Leibesübungen
einschließlich der Sportgeräte,

f) der Lehrmittelsammlung für den allge-
meinbildenden Unterricht,

g) der Lehrmittelsammlung für den fachtheo-
retischen Unterricht,

sofern diese Sammlungen (Kustodiate) orga-
nisationsmäßig vorgesehen sind, tatsächlich
bestehen und nicht von einem anderen
Bediensteten besorgt werden, je 0,437 Wert-
einheiten,

4. für die Verwaltung einer organisationsmäßig
vorgesehenen und tatsächlich bestehenden
Lehrwerkstätte 0,825 Werteinheiten.
Darüber hinaus sind Lehrer, die mit mehr als
10 Werteinheiten an lehrgangsmäßigen land-
und forstwirtschaftlichen Schulen unterrich-
ten, 0,218 Werteinheiten in die Lehrverpflich-
tung einzurechnen.

Ausmaß der Lehrverpflichtung der Lehrer für
öffentliche land- und forstwirtschaftliche

Fachschulen

§ 55. (1) Die Unterrichtsstunden der Lehrer für
öffentliche land- und forstwirtschaftliche Fachschu-
len — mit Ausnahme der Religionslehrer (Abs. 3) —
werden, soweit nicht Abs. 2 anzuwenden ist, in die
Lehrverpflichtungsgruppe 5 eingereiht.

(2) Die Unterrichtsstunden der folgenden Gegen-
stände werden eingereiht:

1. In die Lehrverpflichtungsgruppe 1: fachtheo-
retische Gegenstände gemäß § 5 lit. b des
Bundesgesetzes betreffend die Grundsätze für
land- und forstwirtschaftliche Fachschulen,
BGBl. Nr. 320/1975, Mathematik, Deutsch,
Lebende Fremdsprache, Elektronische Daten-
verarbeitung, Gegenstände der Betriebswirt-
schaftslehre und der Buchführung;

2. In die Lehrverpflichtungsgruppe 2: allgemein-
naturkundliche, berufs- und rechtskundliche
Gegenstände, Gegenstände der Wirtschafts-
kunde, Lebenskunde, Gesundheitslehre, Poli-
tische Bildung;

3. In die Lehrverpflichtungsgruppe 3 : Leibes-
übungen, Maschinschreiben einschließlich
Textverarbeitung;

4. In die Lehrverpflichtungsgruppe 6: Prakti-
scher Unterricht.

(3) Die Unterrichtsstunden der Lehrer für
Religion an öffentlichen land- und forstwirtschaftli-
chen Fachschulen werden in die Lehrverpflichtungs-
gruppe 2 eingereiht.

§ 56. (1) In die Lehrverpflichtung nach den §§ 55
bis 58 werden mit der Maßgabe, daß die
Gesamtminderung unbeschadet der Einrechnung
gemäß Z 5 nicht mehr als vier Werteinheiten
beträgt, eingerechnet:

1. für die Führung der Klassenvorstandsge-
schäfte an land- und forstwirtschaftlichen
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Fachschulen 1,05, bei mehr als drei Klassen
2,1 Werteinheiten,

2. für die Verwaltung
a) der Schüler- und Lehrerbüchereien,
b) der Schülerbücherei und
c) der Lehrerbücherei, soweit sie von der

Schülerbücherei getrennt verwaltet wird
und mindestens 1000 Bände umfaßt,

d) der audiovisuellen Unterrichtsbehelfe
(Bild- und Tonträger),

e) der Laboratoriumseinrichtungen,
f) der Lehrmittelsammlung für den fachtheo-

retischen Unterricht,
sofern die Sammlungen (Kustodiate) organi-
sationsmäßig vorgesehen sind, tatsächlich
bestehen und nicht von einem anderen
Bediensteten besorgt werden, je 1,05 Wertein-
heiten,

3. für die Verwaltung
a) der Einrichtungen für Leibesübungen

einschließlich der Sportgeräte,
b) der Schreib- und Büromaschinen,
c) der Lehrmittelsammlung für den allge-

meinbildenden Unterricht,
sofern die Sammlungen (Kustodiate) organi-
sationsmäßig vorgesehen sind, tatsächlich
bestehen und nicht von einem anderen
Bediensteten besorgt werden, je 0,875 Wert-
einheiten,

4. für die Verwaltung einer organisationsmäßig
vorgesehenen und tatsächlich bestehenden
Lehrwerkstätte 0,825 Werteinheiten,

5. für die Betreuung von Mikrocomputern für
Elektronische Datenverarbeitung und compu-
terunterstützte Textverarbeitung
a) bei Betreuung bis zu 10 Mikrocomputern

je Schule 1,657 Werteinheiten,
b) bei Betreuung von mehr als 10 Mikrocom-

putern je Schule 2,21 Werteinheiten.

Darüber hinaus sind Lehrern, die mit mehr als
10 Werteinheiten an lehrgangsmäßigen Schulen
unterrichten, 0,218 Werteinheiten in die Lehrver-
pflichtung einzurechnen.

(2) Die Teilnahme von Besuchsschullehrern an
Lehrbesprechungen ist dem Besuchsschulunterricht
gleichzuhalten."

11. Im §57 wird die Zitierung „§§53 bis 55"
durch „§§ 53 und 55" ersetzt.

12. § 58 lautet:

„Lehrverpflichtung der Leiter

§ 58. Das Ausmaß der Lehrverpflichtung für
Leiter öffentlicher land- und forstwirtschaftlicher
Berufs- und Fachschulen vermindert sich je nach der
Zuweisung dieser Schulen zu den Dienstzulagen-
gruppen im Sinne des § 57 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54. Das Ausmaß der Verminderung

der Lehrverpflichtung des Leiters beträgt bei
Zuweisung der Schule zur

1. Dienstzulagen-
gruppe V 7 Werteinheiten

2. Dienstzulagen-
gruppe IV 10,5 Werteinheiten

3. Dienstzulagen-
gruppe III 14,875 Werteinheiten

4. Dienstzulagen-
gruppe II 17,5 Werteinheiten

5. Dienstzulagen-
gruppe I 19,25 Werteinheiten

der zwanzigstündigen Lehrverpflichtung.

13. § 59 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Zeiten, in denen der Lehrer auf Grund einer
Verfügung gemäß § 31 neben seiner Unterrichtstä-
tigkeit im Lehrbetrieb oder im Lehrhaushalt
verwendet wird, werden mit 0,5 Werteinheiten je
tatsächlich geleisteter Stunde in der Woche in die
Lehrverpflichtung eingerechnet.

(2) Desgleichen werden Tätigkeiten, während
derer ein Lehrer neben seiner Unterrichtstätigkeit
auf Grund einer Verfügung gemäß § 22 oder 31 bei
einer Dienststelle der Landesverwaltung (ein-
schließlich des land- und forstwirtschaftlichen
Förderungsdienstes) oder im Rahmen der Schüler-
betreuung während des Pflichtpraktikums tätig ist,
mit 0,5 Werteinheiten je tatsächlich geleisteter
Stunde in der Woche in die Lehrverpflichtung
eingerechnet."

14. § 62 Abs. 4 wird angefügt:

„Lehrerinnen führen diese Amtstitel in der weibli-
chen Form."

15. Nach § 65 wird folgender § 65 a eingefügt:

„§ 65 a. (1) Dem Lehrer ist auf sein Ansuchen ein
Urlaub unter Entfall der Bezüge zu gewähren
(Karenzurlaub), wenn er sich der Pflege eines im
gemeinsamen Haushalt lebenden behinderten Kin-
des widmet, für das erhöhte Familienbeihilfe im
Sinne des § 8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsge-
setzes 1967, BGBl. Nr. 376, gewährt wird, und seine
Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich bean-
sprucht wird (Abs. 2), längstens jedoch bis zur
Vollendung des 30. Lebensjahres des Kindes. Der
gemeinsame Haushalt besteht weiter, wenn sich das
behinderte Kind nur zeitweilig wegen Heilbehand-
lung außerhalb der Hausgemeinschaft aufhält.

(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeits-
kraft im Sinne des Abs. 1 liegt vor, solange das
behinderte Kind

1. das Alter für den Beginn der allgemeinen
Schulpflicht (§ 2 des Schulpflichtgesetzes
1985, BGBl. Nr. 76) noch nicht erreicht hat
und ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

2. während der Dauer der allgemeinen Schul-
pflicht wegen Schulunfähigkeit (§15 des
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Schulpflichtgesetzes 1985) entweder von der
allgemeinen Schulpflicht befreit ist oder
ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

3. nach Vollendung der allgemeinen Schulpflicht
und vor Vollendung des 30. Lebensjahres
dauernd bettlägrig ist oder ständiger persönli-
cher Hilfe und Pflege bedarf.

(3) Der Lehrer hat den Antrag auf Gewährung
des Karenzurlaubes spätestens zwei Monate vor
dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen.

(4) Der Lehrer hat den Wegfall einer der
Voraussetzungen für die Karenzierung (Abs. 1 und
2) innerhalb von zwei Wochen zu melden.

(5) Die Zeit des Karenzurlaubes zur Pflege eines
behinderten Kindes ist für Rechte, die von der
Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht zu
berücksichtigen, soweit in den Besoldungsvorschrif-
ten nicht anderes bestimmt ist.

(6) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des
Lehrers die vorzeitige Beendigung des Karenzurlau-
bes verfügen, wenn

1. der Grund für die Karenzierung weggefallen
ist,

2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten
Dauer des Karenzurlaubes für den Lehrer eine
Härte bedeuten würde und

3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entge-
genstehen."

16. §94 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Kosten des Verfahrens einschließlich der
Reisegebühren und der Gebühren für Zeugen,
Sachverständige und Dolmetscher sind von Amts
wegen zu tragen, wenn

1. das Verfahren eingestellt,
2. der Lehrer freigesprochen oder
3. gegen den Lehrer eine Disziplinarverfügung

erlassen wird."

17. §99 Abs. 1 lautet:

„(1) Sofern die Landesgesetzgebung Disziplinar-
kommissionen vorsieht, finden für das Verfahren
vor diesen die §§ 100 bis 109 Anwendung; soweit in
den genannten Bestimmungen Regelungen im
Hinblick auf den Disziplinaranwalt enthalten sind,
gelten diese nur, sofern die Landesgesetzgebung zur
Vertretung der dienstlichen Interessen im Diszipli-
narverfahren einen Disziplinaranwalt vorsieht.
Entscheidungen in Disziplinarkommissionen haben
mit Stimmenmehrheit zu erfolgen; die Disziplinar-
strafe der Entlassung darf im Verfahren vor der
Disziplinarkommission nur einstimmig verhängt
werden. Eine Stimmenthaltung ist unzulässig. Der
Vorsitzende hat seine Stimme zuletzt abzugeben."

18. § 101 Abs. 3 lautet:

„(3) Im Verhandlungsbeschluß ist dem Beschul-
digten die Zusammensetzung des Senates ein-

schließlich allfälliger Ersatzmitglieder bekanntzu-
geben. Der Beschuldigte hat das Recht, binnen einer
Woche nach Zustellung des Verhandlungsbeschlus-
ses ein Mitglied des Senates ohne Angabe von
Gründen abzulehnen; sofern der Senat aus mehr als
drei Mitgliedern besteht, dürfen jedoch zwei
Mitglieder des Senates abgelehnt werden. Auf
Verlangen des Beschuldigten dürfen bei der
mündlichen Verhandlung bis zu drei Lehrer als
Vertrauenspersonen anwesend sein. Die mündliche
Verhandlung ist ansonsten nicht öffentlich. Er-
scheint der Beschuldigte trotz ordnungsgemäß
zugestellter Ladung unentschuldigt nicht zur
mündlichen Verhandlung, so kann diese in seiner
Abwesenheit durchgeführt werden."

19. Dem § 101 werden folgende Abs. 13 bis 15
angefügt:

„(13) Über die mündliche Verhandlung ist eine
vom Vorsitzenden zu unterfertigende Verhand-
lungsschrift aufzunehmen. Sie ist vor der Beratung
des Senates zu verlesen, wenn die Parteien nicht
darauf verzichtet haben. Wird gegen die Aufnahme
der Verhandlungsschrift in Kurzschrift oder auf
Schallträger kein Einwand erhoben, so ist dies
zulässig. Vor der Beratung des Senates ist die in
Kurzschrift aufgenommene Verhandlungsschrift zu
verlesen oder es ist die Aufnahme des Schallträgers
wiederzugeben, wenn die Parteien nicht darauf
verzichtet haben. Aufnahmen in Kurzschrift oder
auf Schallträger sind spätestens binnen einer Woche
in Vollschrift zu übertragen. Der Schallträger ist
mindestens drei Monate ab der Übertragung
aufzubewahren.

(14) Einwendungen wegen behaupteter Unvoll-
ständigkeit oder Unrichtigkeit der Verhandlungs-
schrift sind bis spätestens unmittelbar nach der
Verlesung (Wiedergabe) zu erheben. Wenn den
Einwendungen nicht Rechnung getragen wird, sind
diese in die Verhandlungsschrift als Nachtrag
aufzunehmen. Die Verkündung des Erkenntnisses
gemäß Abs. 12 ist am Ende der Verhandlungsschrift
zu protokollieren. Auf die Verhandlungsschrift ist
§ 14 Abs. 3, 4 letzter Satz und 5 AVG 1950 nicht
anzuwenden.

(15) Über die Beratungen des Senates ist ein
Beratungsprotokoll aufzunehmen, das vom Vorsit-
zenden zu unterfertigen ist."

20. § 107 erhält die Absatzbezeichnung „(1)".
Dem § 107 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Im Falle des Todes des Lehrers oder seines
Austrittes aus dem Dienstverhältnis erlischt die
Vollziehbarkeit der Disziplinarstrafe."

21. § 125 lautet:

„§ 125. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Dies
gilt jedoch nicht für die in den §§ 123 und 126
enthaltenen Zitierungen.
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(2) § 114 Abs. 2 wird durch Abs. 1 nicht berührt."

22. Nach § 125 wird folgender § 125 a eingefügt:

„§ 125 a. Auf die Dienstpflichtverletzungen, die
vor dem 1. Juli 1991 begangen worden sind, ist § 99
Abs. 1 in der bis zum 30. Juni 1991 geltenden
Fassung anzuwenden."

23. Nach § 125 a wird folgender § 125 b einge-
fügt:

„§ 125 b. (1) Das in Artikel II Abschnitt 2
„Verwendungsgruppe L2a2" Z 2.3 angeführte Er-
fordernis wird ersetzt durch

1. die Lehramtsprüfung für Volksschulen an
einer Pädagogischen Akademie nach Absol-
vierung eines viersemestrigen Studienganges
für das Lehramt an Volksschulen gemäß § 119
des Schulorganisationsgesetzes in der vor dem
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 365/1982 geltenden Fassung, gemeinsam
mit

2. der erfolgreichen Teilnahme am pädagogi-
schen Lehrgang für Absolventen höherer
Land- und forstwirtschaftlicher Lehranstalten
am Bundesseminar für das landwirtschaftliche
Bildungswesen in Wien — Ober St. Veit vor
dem 1. September 1989.

(2) Die Ernennung eines Lehrers für einzelne
Unterrichtsgegenstände an land- und forstwirt-
schaftlichen Berufs- und Fachschulen der Verwen-
dungsgruppe L2al in die Verwendungsgruppe L2a2
kann frühestens mit Wirkung vom 1. Jänner 1992
erfolgen, wenn dieser Lehrer die für die Verwen-
dungsgruppe vorgesehenen Erfordernisse gemäß
§ 125 b des Land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrer-Dienstrechtsgesetzes 1985 erfüllt."

24. In der Anlage lautet Artikel II Abschnitt 2

„Verwendungsgruppe L2a2" Z 2.3:

a) in der linken Spalte:

„2.3. Lehrer für einzelne Unterrichtsgegenstände
an land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und
Fachschulen"

b) in der rechten Spalte :

„Die den Unterrichtsgegenständen entspre-
chende Lehramtsprüfung an einer Land- und
forstwirtschaftlichen berufspädagogischen, Pädago-
gischen oder Berufspädagogischen Akademie oder
eine nach der Reifeprüfung nach schulrechtlichen
Vorschriften erworbene gleichwertige Lehrbefähi-
gung"

Artikel II

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 447/1990, wird wie folgt geändert:

Dem § 64 a wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Erfüllt ein Lehrer an land- und forstwirt-
schaftlichen Berufs- und Fachschulen die für Lehrer
für einzelne Unterrichtsgegenstände an land- und
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen vor-
gesehenen Ernennungserfordernisse nicht gemäß
Anlage Artikel II Abschnitt 2 Z 2.3 des Land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setzes 1985, sondern lediglich gemäß § 125 b, so
gebühren ihm die Gehaltsstufe und der Vorrük-
kungstermin, die sich ergeben würden, wenn er die
Zeit, die für die Vorrückung in der Verwendungs-
gruppe L2al maßgebend war, oder wäre, in dem
Ausmaß in der neuen Verwendungsgruppe L2a2
zurückgelegt hätte, um das diese Zeit einen
Zeitraum von zwei Jahren übersteigt."

Artikel III

Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 17 und 22 mit dem 1. Juli 1991,
2. Art. I Z 23 und Art. II mit dem 1. Jänner 1992,
3. die übrigen Bestimmungen dieses Bundesge-

setzes mit 1. Februar 1991.

Waldheim

Vranitzky

277. Bundesgesetz, mit dem das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979 (1. BDG-Novelle
1991), das Gehaltsgesetz 1956, das Vertragsbe-
dienstetengesetz 1948, das Nebengebührenzu-
lagengesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setz 1984, das Land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, die
Bundesforste-Dienstordnung 1986, das Land-
und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz, das El-
tern-Karenzurlaubsgesetz, das Mutterschutz-
gesetz 1979, das Karenzurlaubsgeldgesetz, das
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 und die

Reisegebührenvorschrift geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das BDG 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 24/1991, wird
wie folgt geändert:

1. §37 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Beamte,
1. dessen Wochendienstzeit nach den §§ 50 a

oder 50 b auf die Hälfte herabgesetzt worden
ist oder
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2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c
MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nimmt oder

3. der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege
eines behinderten Kindes nach § 75 a befindet,

darf eine Nebentätigkeit nur ausüben, wenn und
insoweit die oberste Dienstbehörde dies genehmigt.
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die
Ausübung dieser Nebentätigkeit dem Grund der
nach den Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme
widerstreitet."

2. Die §§ 50 a und 50 b lauten:

„Herabsetzung der Wochendienstzeit auf die
Hälfte

§ 50 a. (1) Die Wochendienstzeit des Beamten
kann auf seinen Antrag auf die Hälfte herabgesetzt
werden, wenn

1. dies zur Pflege oder Betreuung naher
Angehöriger notwendig ist und

2. wichtige dienstliche Interessen nicht entgegen-
stehen.

(2) Nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind der
Ehegatte und Personen, die mit dem Beamten in
gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister,
Schwiegereltern, Stief-, Wahl- und Pflegekinder
sowie die Person, mit der der Beamte in
Lebensgemeinschaft lebt.

(3) Die Wochendienstzeit darf — ausgenommen
im Falle des § 50 e Abs. 3 — nur auf die Dauer eines
Jahres oder des Vielfachen eines Jahres herabgesetzt
werden. Für einen Beamten dürfen die Zeiträume
dieser Herabsetzung insgesamt vier Jahre nicht
überschreiten.

(4) Die Wochendienstzeit darf nicht herabgesetzt
werden, wenn

1. sich der Beamte in den vorangegangenen fünf
Jahren nicht ununterbrochen in einem Dienst-
verhältnis zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft oder im Lehrberuf an einer inländi-
schen öffentlichen Schule oder an einer mit
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländi-
schen Privatschule befunden hat,

2. der Zeitraum der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit nach der Vollendung des 55. Le-
bensjahres des Beamten enden würde oder

3. der Beamte infolge der Herabsetzung der
Wochendienstzeit aus wichtigen dienstlichen
Gründen weder im Rahmen seines bisherigen
Arbeitsplatzes noch auf einem anderen seiner
dienstrechtlichen Stellung zumindest entspre-
chenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

§ 50 b. (1) Die Wochendienstzeit des Beamten ist
auf seinen Antrag zur Pflege

1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des

Beamten angehört und für dessen Unterhalt
überwiegend er und (oder) sein Ehegatte
aufkommt,

auf die Hälfte herabzusetzen.

(2) Die Wochendienstzeit darf aus diesem Anlaß
— ausgenommen im Falle des § 50 e Abs. 3 — nur
auf die Dauer eines Jahres oder des Vielfachen eines
Jahres oder bis zum Schuleintritt des Kindes
herabgesetzt werden. Die Herabsetzung nach
Abs. 1 endet spätestens mit dem Schuleintritt des
Kindes.

(3) Diese Herabsetzung der Wochendienstzeit ist
nur zulässig, wenn

1. das Kind das erste Lebensjahr vollendet hat
und noch nicht schulpflichtig ist,

2. das Kind dem Haushalt des Beamten angehört
und

3. der Beamte das Kind überwiegend selbst
betreuen will.

(4) Der Beamte hat den Antrag auf Herabsetzung
der Wochendienstzeit spätestens zwei Monate vor
dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen.

(5) Die Zeiträume der Herabsetzung der
Wochendienstzeit gemäß Abs. 1 zur Pflege von
Kindern, die das dritte Lebensjahr vollendet haben,
dürfen für einen Beamten insgesamt vier Jahre nicht
übersteigen.

(6) § 50 a Abs. 4 Z 3 ist anzuwenden."

3. An die Stelle des § 50 e Abs. 2 treten folgende
Bestimmungen:

„(2) Die Dienstbehörde hat auf Antrag des
Beamten die vorzeitige Beendigung der Herabset-
zung der Wochendienstzeit nach den §§ 50 a oder
50 b zu verfügen, wenn der Beamte eine Teilzeitbe-
schäftigung nach § 15 c MSchG oder nach §8
EKUG in Anspruch nimmt.

(3) Zeiten, um die sich dadurch ein ursprünglich
vorgesehener Zeitraum der Herabsetzung der
Wochendienstzeit nach § 50 a oder nach § 50 b
Abs. 5 verkürzt, bleiben für eine neuerliche
Herabsetzung der Wochendienstzeit gewahrt.
Bruchteile eines Jahres können bei einer neuerlichen
Herabsetzung der Wochendienstzeit nur ungeteilt
in Anspruch genommen werden."

4. § 56 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Beamte,
1. dessen Wochendienstzeit nach den §§ 50 a

oder 50 b auf die Hälfte herabgesetzt worden
ist oder

2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c
MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nimmt oder

3. der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege
eines behinderten Kindes nach § 75 a befindet,

darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur
ausüben, wenn und insoweit die oberste Dienstbe-
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hörde dies genehmigt. Die Genehmigung ist in den
Fällen des Abs. 2 sowie dann zu versagen, wenn die
Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem Grund
der nach den Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme
widerstreitet."

5. §78 Abs. 2 lautet:
„(2) Die Stundenzahl nach Abs. 1
1. erhöht sich entsprechend, wenn der Beamte

einem verlängerten Dienstplan unterliegt,
2. vermindert sich entsprechend, wenn

a) die Wochendienstzeit des Beamten nach
den §§ 50 a oder 50 b auf die Hälfte
herabgesetzt worden ist oder

b) der Beamte eine Teilzeitbeschäftigung
nach § 15 c MSchG oder nach § 8 EKUG
in Anspruch nimmt."

6. § 173 Abs. 4 lautet:
„(4) Das vom Bundesminister für Wissenschaft

und Forschung festgesetzte Ausmaß der Lehrver-
pflichtung des Außerordentlichen Universitätspro-
fessors wird durch

1. die Herabsetzung der Wochendienstzeit nach
den §§ 50 a oder 50 b oder

2. eine Teilzeitbeschäftigung gemäß § 15 c
MSchG oder § 8 EKUG

nicht geändert. §31 Abs. 3 bis 7 UOG bleibt
unberührt."

7. §213 Abs. 2 und 3 lautet:
„(2) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrver-

pflichtung endet unbeschadet des § 50 e mit Ablauf
des Schuljahres, in dem oder mit dessen Beginn die
im § 50 a Abs. 3 oder im § 50 b Abs. 2 festgelegte
Frist abläuft. Dies gilt jedoch nicht für solche
Zeiträume, an die ohne Unterbrechung ein weiterer
Zeitraum der Herabsetzung der Lehrverpflichtung
nach den §§ 50 a oder 50 b anschließt.

(3) Zeiträume nach § 50 a Abs. 3 oder nach § 50 b
Abs. 5, um die infolge der Anwendung des Abs. 2
Jahresfristen überschritten werden, sind auf den im
§ 50 a Abs. 3 oder den im § 50 b Abs. 5 angeführten
Gesamtzeitraum anzurechnen. Soweit es die Einhal-
tung des Abs. 2 erfordert, ist eine Überschreitung
dieses Gesamtzeitraumes um höchstens ein Jahr
zulässig."

8. Nach §231 wird folgender 10. Abschnitt
eingefügt:

„10. Abschnitt

BEAMTE DES KRANKENPFLEGEDIENSTES

Anwendungsbereich
§ 231 a. (1) Der Besoldungsgruppe der Beamten

des Krankenpflegedienstes kann nur angehören,
wer

1. die Voraussetzungen
a) des Bundesgesetzes betreffend die Rege-

lung des Krankenpflegefachdienstes, der
medizinisch-technischen Dienste und der

Sanitätshilfsdienste, BGBl. Nr. 102/1961
(im folgenden als ,Krankenpflegegesetz'
bezeichnet), oder

b) des Hebammengesetzes 1963, BGBl.
Nr. 3/1964,

für die Ausübung einer in diesen Bundesgeset-
zen geregelten Tätigkeit erfüllt,

2. die betreffende Tätigkeit tatsächlich ausübt
und

3. nicht nach § 11 des Wehrgesetzes 1990, BGBl.
Nr. 305, zur Ausübung einer Unteroffiziers-
funktion herangezogen ist.

(2) Werden medizinisch-technische Tätigkeiten
außerhalb einer Krankenanstalt, einer Justizanstalt,
einer Stellungskommission oder einer Feldambulanz
ausgeübt, bedarf ihre Zuordnung zum Abs. 1 des
Einvernehmens mit dem Bundeskanzler.

(3) Den im Krankenpflegegesetz geregelten
Tätigkeiten der medizinisch-technischen Dienste
sind bei der Anwendung des Abs. 1 ferner folgende
Tätigkeiten gleichzuhalten :

1. Tätigkeiten der veterinärmedizinisch-techni-
schen Dienste und

2. medizinisch-technische Tätigkeiten an bakte-
riologisch-serologischen Bundesanstalten.

In diesen Fällen gilt das Erfordernis des Abs. 1 Z 1
nur dann als erfüllt, wenn der Beamte die vom
Krankenpflegegesetz verlangte Voraussetzung für
die Ausübung eines der medizinisch-technischen
Dienste erbringt, die seiner Tätigkeit entspricht.

(4) Die in der Anlage 1 angeführten Diplome
(Zeugnisse) über eine Ausbildung nach dem
Krankenpflegegesetz werden ersetzt:

1. durch ein außerhalb Österreichs erworbenes
Zeugnis, wenn dieses Zeugnis nach § 52 Abs. 1
des Krankenpflegegesetzes zur Ausübung des
entsprechenden Berufes berechtigt, oder

2. durch eine Berechtigung nach den §§ 62 bis 65
des Krankenpflegegesetzes zur Ausübung des
entsprechenden Berufes.

Amtstitel

§ 231 b. Für die Beamten des Krankenpflegedien-
stes sind folgende Amtstitel vorgesehen:
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9. Nach § 236 wird folgender § 236 a eingefügt:

„Herabsetzung der Wochendienstzeit auf die Hälfte

§ 236 a. Zeiten einer Herabsetzung der 'Wochen-
dienstzeit auf die Hälfte, die nach § 50 b Abs. 2 in
der bis zum Ablauf des 30. Juni 1991 geltenden
Fassung gewährt worden sind, sind nicht auf die
Obergrenze nach § 50 a Abs. 3 letzter Satz, sondern
auf die Obergrenze nach § 50 b Abs. 5 anzurech-
nen."

10. Nach § 240 a werden folgende §§ 240 b und
240 c eingefügt:

„Beamte des Krankenpflegedienstes

Überleitung

§ 240 b. (1) Ein Beamter des Dienststandes, der
die Erfordernisse des § 231 a erfüllt, kann durch
schriftliche Erklärung seine Überleitung in die
Besoldungsgruppe der Beamten des Krankenpflege-
dienstes bewirken. Er ist dabei in jene Verwen-
dungsgruppe einzureihen, für die er die Ernen-
nungserfordernisse nach der Anlage 1 erfüllt.

(2) Die Überleitung wird mit 1. Jänner 1991
wirksam, wenn der Beamte die Erklärung vor
Ablauf des Jahres 1991 abgibt. Wird diese Erklärung
später abgegeben, so wird die Überleitung mit dem
auf die Abgabe der Erklärung folgenden Monatser-
sten wirksam.

(3) Wenn jedoch der Beamte erst nach dem
1. Jänner 1991

1. in das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis
aufgenommen worden ist oder

2. die Erfordernisse des § 231 a erfüllt,
so wird seine Überleitung frühestens mit dem
Monatsersten wirksam, an dem er erstmals beide
Voraussetzungen erfüllt.

Sonderausbildung

§ 240 c. (1) Ein Beamter, der mit Wirksamkeit
vom 1. Jänner 1991 in die Besoldungsgruppe der
Beamten des Krankenpflegedienstes ernannt wird,
ist bei Erfüllung aller sonstigen Ernennungserfor-
dernisse auch dann in die Verwendungsgruppe K 1
oder K 3 einzureihen, wenn er für die betreffende
Verwendung das Erfordernis einer Sonderausbil-
dung nach § 57 b des Krankenpflegegesetzes nicht
erfüllt. Der Beamte ist danach so zu behandeln, als
ob er diese Sonderausbildung absolviert hätte.

(2) Vom Erfordernis einer Sonderausbildung
nach § 57 b des Krankenpflegegesetzes ist abzuse-
hen, wenn

1. ein Beamter bis 31. Dezember 1995 auf Dauer
mit einer der folgenden Verwendungen
betraut wird: Oberassistentin (Oberassistent),
Oberin (Pflegevorsteher), Oberschwester
(Oberpfleger), Stationsassistentin (Stationsas-
sistent) oder Stationsschwester (Stationspfle-
ger) und

2. berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen
(insbesondere langjährige Erfahrung im Kran-
kenpflegefachdienst oder im gehobenen medi-
zinisch-technischen Dienst, hohes Dienstal-
ter).

(3) Wird in diesem Fall das Erfordernis des Abs. 2
Z 2 nicht erfüllt, sind eine Betrauung mit der
betreffenden Verwendung und eine Überstellung in
die entsprechende Verwendungsgruppe unter der
Auflage möglich, daß der Beamte diese Sonderaus-
bildung innerhalb von drei Jahren nach erfolgter
Betrauung (Überstellung) erfolgreich beendet.

(4) Bei erfolglosem Ablauf dieser Frist ist der
Beamte wieder jener Verwendung zuzuweisen, die
er vor der Betrauung innehatte. Ist er im
Zusammenhang mit der Betrauung in eine höhere
Verwendungsgruppe überstellt worden, so ist er bei
erfolglosem Ablauf der Frist in jene Verwendungs-
gruppe zu überstellen, der er vor der seinerzeitigen
Überstellung angehört hat. Die angeführten Maß-
nahmen bedürfen nicht der Zustimmung des
Beamten. Der Beamte ist danach so zu behandeln,
als wäre die seinerzeitige Betrauung (Überstellung)
unterblieben."

11. Der Anlage 1 werden folgende Z 39 bis 44
angefügt:

„39. VERWENDUNGSGRUPPE K 1

Ernennungserfordernisse :

39.1. Verwendung als
Leitende medizinisch-technische Oberassistentin

(Leitender medizinisch-technischer Oberassi-
stent) oder

Medizinisch-technische Oberassistentin (medizi-
nisch-technischer Oberassistent) oder

Medizinisch-technische Stationsassistentin (me-
dizinisch-technischer Stationsassistent).

39.2. Überdies
a) die Erfüllung der Ernennungserfordernisse

der Z 2.1,
b) das Diplom über eine Ausbildung nach den

§§ 27 bis 36 des Krankenpflegegesetzes und
c) das Zeugnis über eine Sonderausbildung nach

§ 57 b des Krankenpflegegesetzes.

39.3. Die Ernennungserfordernisse der Z 2.1
werden durch die Erfüllung der Erfordernisse des
§ 29 Z 2 lit. a oder b des Krankenpflegegesetzes
ersetzt.

40. VERWENDUNGSGRUPPE K 2

Ernennungserfordernisse :

40.1. Verwendung als Beamter des gehobenen
medizinisch-technischen Dienstes.
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40.2. Überdies
a) die Erfüllung der Ernennungserfordernisse

der Z 2.1 und
b) das Diplom über eine Ausbildung nach den

§§ 27 bis 36 des Krankenpflegegesetzes.

40.3. Die Ernennungserfordernisse der Z 2.1
werden durch die Erfüllung der Erfordernisse des
§ 29 Z 2 lit. a oder b des Krankenpflegegesetzes
ersetzt.

41. VERWENDUNGSGRUPPE K 3

Ernennungserfordernisse :

41.1. Verwendung als
a) Oberin (Pflegevorsteher) oder

Oberschwester (Oberpfleger) oder
Stationsschwester (Stationspfleger) oder

b) Ständige Stationsschwesternvertreterin (Stän-
diger Stationspflegervertreter) oder

Lehrhebamme.

41.2. Überdies das Diplom über eine Ausbildung
a) nach den §§ 6 bis 22 des Krankenpflegegeset-

zes oder
b) nach § 3 des Hebammengesetzes 1963.

41.3. Für die in Z 41.1 lit. a angeführten
Verwendungen überdies das Zeugnis über eine
Sonderausbildung nach § 57 b des Krankenpflege-
gesetzes.

42. VERWENDUNGSGRUPPE K 4

Ernennungserfordernisse :

42.1. Verwendung als
Krankenschwester (Krankenpfleger) oder
Kinderkranken- und Säuglingsschwester (Kin-

derkranken- und Säuglingspfleger) oder
Psychiatrische Krankenschwester (Psychiatri-

scher Krankenpfleger).

42.2. Überdies das Diplom über eine Ausbildung
nach den §§ 6 bis 22 des Krankenpflegegesetzes.

43. VERWENDUNGSGRUPPE K 5

Ernennungserfordernisse :

43.1. Verwendung als medizinisch-technische
Fachkraft.

43.2. Überdies das Diplom über eine Ausbildung
nach den §§38 bis 41 des Krankenpflegegesetzes.

44. VERWENDUNGSGRUPPE K 6

Ernennungserfordernisse :

44.1. Verwendung in einer im § 43 a oder im § 44
des Krankenpflegegesetzes vorgesehenen Tätigkeit
des Sanitätshilfsdienstes.

44.2. Überdies
a) das Zeugnis nach § 49 Abs. 1 des Kranken-

pflegegesetzes oder
b) die Berufsberechtigung nach § 52 Abs. 3 des

Krankenpflegegesetzes
für die vom Beamten ausgeübte Tätigkeit des
Sanitätshilfsdienstes.

44.3. Bei Beamten, die nach § 52 Abs. 2 des
Krankenpflegegesetzes zur Berufsausübung berech-
tigt sind, wird das Erfordernis der Z 44.2 ersetzt:

a) durch ein nach § 15 Abs. 3 des Krankenpfle-
gegesetzes bedingt anerkanntes Zeugnis oder

b) durch ein Zeugnis über das abgelegte erste
Rigorosum nach dem Bundesgesetz über die
Studienrichtung Medizin, BGBl. Nr. 123/
1973, oder

c) durch den Nachweis einer gleichwertigen
Ausbildung."

Artikel II

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 276/
1991, wird wie folgt geändert:

1. Am Ende des § 2 wird der Punkt durch einen
Beistrich ersetzt. Dem § 2 wird angefügt:

„9. Beamte des Krankenpflegedienstes."

2. Im § 12 Abs. 2 Z 5 lit. b wird der Ausdruck
„Verwendungsgruppen B, L 2b, W 1 oder H 2"
durch den Ausdruck „Verwendungsgruppen B,
L 2b, W 1, H 2, K 1 oder K 2" ersetzt.

3. Im §12 Abs. 2 Z 6 wird der Ausdruck
„Verwendungsgruppen B, L 2b, H 2, PT 1 bis
PT 4" durch den Ausdruck „Verwendungsgruppen
B, L 2b, H 2, PT 1 bis PT 4, K 1 oder K 2" ersetzt.

4. § 12 a Abs. 2 Z 1 lautet:

„1. Verwendungsgruppen B, C, D, E, P 1 bis P 5,
L 2b, L 3, W 1 bis W 3, H 2 bis H 4, PT 1 bis
PT 9 und K 1 bis K 6;"

5. § 13 Abs. 10 lautet:

„(10) Der Monatsbezug des Beamten gebührt im
halben Ausmaß, wenn

1. seine Wochendienstzeit nach den §§ 50 a oder
50 b BDG 1979 auf die Hälfte herabgesetzt
worden ist oder

2. er eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c
MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nimmt.

Diese Verminderung wird abweichend vom § 6 für
den Zeitraum wirksam, für den die Maßnahme nach
den Z 1 und 2 gilt."

6. § 15 a lautet:

„§ 15 a. (1) Für Zeiträume, in denen
1. die Wochendienstzeit nach den §§ 50 a oder

50 b auf die Hälfte herabgesetzt ist oder

161
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2. der Beamte eine Teilzeitbeschäftigung nach
§ 15 c MSchG oder nach § 8 EKUG in
Anspruch nimmt,

gebühren dem Beamten abweichend vom § 15
Abs. 2 bis 5 keine pauschalierten Nebengebühren
der im § 15 Abs. 1 Z 1 und 3 bis 5 angeführten Art.
Laufende pauschalierte Nebengebühren dieser Art
erlöschen abweichend vom § 15 Abs. 6 mit dem
Wirksamwerden einer Maßnahme nach den Z 1
oder 2.

(2) Sonstige pauschalierte Nebengebühren ge-
bühren in dem Ausmaß, das sich bei Anwendung des
§15 Abs. 2 bis 5 durch die auf Grund der
Herabsetzung der Wochendienstzeit oder der
Teilzeitbeschäftigung geänderten Verhältnisse er-
gibt. Die sich daraus ergebende Verringerung
solcher pauschalierter Nebengebühren wird abwei-
chend vom § 15 Abs. 6 für den Zeitraum wirksam,
für den die Maßnahme nach Z 1 oder 2 gilt."

7. § 16 Abs. 6 lautet:

„(6) Die Abs. 1 bis 5 sind auf zusätzliche
Dienstleistungen im Sinne des § 50 d BDG 1979, des
§ 15 c Abs. 8 MSchG und des § 10 Abs. 8 EKUG mit
der Maßgabe anzuwenden, daß der Überstunden-
Zuschlag nur für Zeiten gebührt, mit denen der
Beamte die volle Wochendienstzeit überschreitet.
Werden in einem solchen Fall Dienstleistungen
erbracht, die mit verschieden hohen Überstunden-
zuschlägen abzugelten wären, so sind jene als
Überstunden im Sinne des ersten Satzes abzugelten,
für die die höheren Überstundenzuschläge gebüh-
ren."

8. § 22 Abs. 2 letzter Satz wird aufgehoben.

9. Nach §22 Abs. 2 wird folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) Für Zeiträume, in denen
1. die Wochendienstzeit des Beamten nach den

§§50 a oder 50 b BDG 1979 herabgesetzt ist
oder

2. der Beamte eine Teilzeitbeschäftigung nach
§ 15 c MSchG oder nach § 8 EKUG in
Anspruch nimmt,

umfaßt die Bemessungsgrundlage die in Abs. 2 Z 1
bis 3 angeführten Geldleistungen in der Höhe, wie
sie sich aus § 13 Abs. 10 und 11 ergibt."

10. §61 Abs. 9 lautet:

„(9) Die Abs. 1 bis 8 sind auf Zeiten, mit denen
ein Lehrer, dessen Lehrverpflichtung nach den
§§ 50 a oder 50 b auf die Hälfte herabgesetzt
worden ist oder der eine Teilzeitbeschäftigung nach
§ 15 c MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nimmt, lediglich das Ausmaß einer auf die Hälfte
herabgesetzten — und nicht einer vollen —
Lehrverpflichtung überschreitet, mit der Abwei-
chung anzuwenden, daß

1. an die Stelle der im Abs. 4 angeführten
Vergütung von 6,8 vH eine Vergütung von
5 vH und

2. an die Stelle des im Abs. 5 angeführten
Ausmaßes von 25 vH das Ausmaß von 23,1 vH

tritt."

11. An die Stelle der Abschnittsüberschrift vor
§ 83 und des § 83 treten folgende Bestimmungen:

„ABSCHNITT X

Beamte des Krankenpflegedienstes

Anwendungsbereich

§ 83. Dieser Abschnitt ist auf die Besoldungs-
gruppe der Beamten des Krankenpflegedienstes
anzuwenden.

Gehalt

§ 84. (1) Das Gehalt des Beamten des Kranken-
pflegedienstes wird durch die Verwendungsgruppe
und in ihr durch die Gehaltsstufe bestimmt und
beträgt:

(2) Das Gehalt beginnt mit der Gehaltsstufe 1.

Dienstalterszulage

§ 84 a. Dem Beamten des Krankenpflegedienstes
gebührt nach zwei Jahren, die er in der höchsten
Gehaltsstufe seiner Verwendungsgruppe verbracht
hat, eine ruhegenußfähige Dienstalterszulage im
Ausmaß eines Vorrückungsbetrages seiner Verwen-
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dungsgruppe. Die Dienstalterszulage erhöht sich
nach vier in der höchsten Gehaltsstufe verbrachten
Jahren auf das Ausmaß von zweieinhalb Vorrük-
kungsbeträgen seiner Verwendungsgruppe. Die §§ 8
und 10 sind auf die Zeiträume von zwei und vier
Jahren anzuwenden.

Pflegedienst-Chargenzulage

§ 84 b. (1) Beamten des Krankenpflegedienstes
gebührt für die Dauer der Ausübung einer der im
Abs. 2 angeführten Funktionen eine ruhegenußfä-
hige Pflegedienst-Chargenzulage.

(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt
monatlich

1. für Stationsschwestern (Stationspfleger) und
Stationsassistenten 1 920 S,

2. für Oberschwestern (Oberpfleger), Lehrhe-
bammen und Medizinisch-technische Oberas-
sistentinnen (Medizinisch-technische Oberas-
sistenten) 2 471 S,

3. für Oberinnen (Pflegevorsteher) und Leitende
medizinisch-technische Oberassistentinnen
(Leitende medizinisch-technische Oberassi-
stenten) 3 020 S.

Vergütung für Beamte des Krankenpflegedienstes

§ 84 c. (1) Den Beamten des Krankenpflegedien-
stes gebührt für die mit ihrer Dienstleistung
verbundenen besonderen Belastungen eine monatli-
che Vergütung. Diese Vergütung beträgt

1. 1418 S in den Gehaltsstufen 1 bis 7 und im
ersten Jahr in der Gehaltsstufe 8,

2. 1613 S im zweiten Jahr in der Gehaltsstufe 8
und in den höheren Gehaltsstufen.

(2) Auf die Vergütung nach Abs. 1 sind die für die
nebengebührenzulagenrechtliche Behandlung der
Erschwerniszulagen maßgebenden Bestimmungen
des Nebengebührenzulagengesetzes anzuwenden.

ABSCHNITT XI

Übergangs- und Schlußbestimmungen"

12. Nach § 85 d wird folgender § 85 e eingefügt:

„Beamte in Unteroffiziersfunktion in einer Verwen-
dung des Krankenpflegedienstes

§ 85 e. (1) Einem Beamten, der
1. nach §11 des Wehrgesetzes 1990 zur

Ausübung einer Unteroffiziersfunktion heran-
gezogen wird und

2. außerdem die Erfordernisse des § 231 a Abs. 1
Z 1 und 2 BDG 1979 erfüllt,

gebühren für die Dauer einer im Abs. 3 umschriebe-
nen Verwendung eine ruhegenußfähige Ergän-
zungszulage nach den Abs. 4 und 5 und eine
Vergütung nach den Abs. 6 und 7.

(2) Für die Bemessung der Ergänzungszulage gilt
das Erfordernis des § 231 a Abs. 1 Z 1 BDG 1979
auch dann als erfüllt, wenn der Beamte eine
Sanitätsausbildung aufweist, die vom Bundesmini-
ster für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz
als gleichwertig anerkannt wird. Dabei sind jedoch
die folgenden Gebiete nicht zu berücksichtigen:
Kinderheilkunde, Gynäkologie und Geburtshilfe,
Geriatrische Pflege, Haut- und Geschlechtskrank-
heiten, Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten,
Augenkrankheiten, Rehabilitation und Psychoso-
matik.

(3) Anspruchsbegründende Tätigkeiten im Sinne
des Abs. 1 sind:

1. Tätigkeiten des gehobenen medizinisch-tech-
nischen Dienstes und des medizinisch-techni-
schen Fachdienstes,

2. Tätigkeiten im Heeresspital, in einem Militär-
spital, in einer Sanitätsanstalt, in einer
Feldambulanz und bei einer Stellungskommis-
sion
a) im Krankenpflegefachdienst,
b) als Pflegehelfer oder
c) als Sanitäts-, Stations- oder Prosekturge-

hilfe.

(4) Ist das jeweilige Gehalt (einschließlich der im
Abs. 5 Z 1 angeführten Zulagen) eines im Abs. 1
angeführten Beamten niedriger als das Gehalt
(einschließlich der im Abs. 5 Z 2 angeführten
Zulagen), das einem Beamten mit gleich langer, für
die Vorrückung maßgebender Gesamtdienstzeit in
der vergleichbaren Verwendungsgruppe der Beam-
ten des Krankenpflegedienstes zukommen würde,
so gebührt dem Beamten eine Ergänzungszulage
auf dieses Gehalt (einschließlich der im Abs. 5 Z 2
angeführten Zulagen).

(5) Für die Ermittlung der Ergänzungszulage sind
zu berücksichtigen:

1. beim jeweiligen Gehalt des im Abs. 1 ange-
führten Beamten: Dienstalterszulage, Pflege-
dienstzulage, Pflegedienst-Chargenzulage,
Heeresdienstzulage, Truppendienstzulage,
Verwendungszulage und allfällige Teuerungs-
zulagen,

2. beim Gehalt eines Beamten der Besoldungs-
gruppe der Beamten des Krankenpflegedien-
stes : Dienstalterszulage, Pflegedienst-Char-
genzulage und allfällige Teuerungszulagen.

(6) Dem im Abs. 1 angeführten Beamten gebührt
ferner die Vergütung nach § 84 c. In den Gehalts-
stufen 1 bis 7 der Dienstklasse III gebührt ihm die
Vergütung in der im § 84 c Abs. 1 Z 1 angeführten
Höhe, in einer höheren Einstufung gebührt ihm die
Vergütung in der im § 84 c Abs. 1 Z 2 angeführten
Höhe.

(7) Ist das jeweilige Gehalt (einschließlich der im
Abs. 5 Z 1 angeführten Zulagen) des im Abs. 1
angeführten Beamten höher als das Gehalt (ein-
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schließlich der im Abs. 5 Z 2 angeführten Zulagen),
das einem Beamten mit gleich langer, für die
Vorrückung maßgebender Gesamtdienstzeit in der
vergleichbaren Verwendungsgruppe der Beamten
des Krankenpflegedienstes zukommen würde, so
vermindert sich die im Abs. 6 angeführte Vergütung
um 116,7% des übersteigenden Betrages."

Artikel III

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 24/1991, wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 wird die Zitierung „Abschnitt V"
durch die Zitierung „Abschnitt VI" ersetzt.

2. § 15 Abs. 2 Z 1 lautet:

„1. Entlohnungsgruppen b, c, d, e, p 1 bis p 5, l 2b,
l 3 und k 1 bis k 6;"

3. Im § 22 Abs. 3 wird die Zitierung „(§ 62)"
durch die Zitierung „(§ 68)" ersetzt.

4. Im § 26 Abs. 2 Z 5 lit. b wird der Ausdruck
„Verwendungsgruppen B oder L 2b" durch den
Ausdruck „Verwendungsgruppen B, L 2b, K 1 oder
K 2" ersetzt.

5. Im § 26 Abs. 2 Z 6 wird der Ausdruck
„Entlohnungsgruppen a, b, 1 pa, 1 1 oder 1 2" durch
den Ausdruck „Entlohnungsgruppen a, b, l pa, l 1,
1 2, k 1 oder k 2" ersetzt.

6. Nach § 35 Abs. 4 werden folgende Abs. 4 a und
4 b eingefügt:

„(4 a) Wird das Dienstverhältnis während einer
Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c MSchG oder
nach § 8 EKUG infolge Kündigung durch den
Dienstgeber, unverschuldete Entlassung, begründe-
ten Austritt oder einvernehmlich beendet, so ist bei
der Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung
maßgebenden Monatsentgelts das vorangegangene
Beschäftigungsausmaß des Vertragsbediensteten
zugrunde zu legen.

(4 b) In den Fällen des Abs. 3 Z 4 ist bei der
Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung
maßgebenden Monatsentgelts vom Durchschnitt
der in den letzten fünf Jahren geleisteten Arbeitszeit
unter Außerachtlassung der Zeiten eines Karenzur-
laubes gemäß MSchG oder EKUG auszugehen."

7. Nach Abschnitt IV wird folgender Abschnitt V
eingefügt:

„ABSCHNITT V

Sonderbestimmungen für Vertragsbedienstete des
Krankenpflegedienstes

Anwendungsbereich

§ 59. (1) Dem Entlohnungsschema der Vertrags-
bediensteten des Krankenpflegedienstes (Entloh-
nungsschema K) kann nur angehören, wer

1. die Voraussetzungen
a) des Bundesgesetzes betreffend die Rege-

lung des Krankenpflegefachdienstes, der
medizinisch-technischen Dienste und der
Sanitätshilfsdienste, BGBl. Nr. 102/1961
(im folgenden als ,Krankenpflegegesetz'
bezeichnet), oder

b) des Hebammengesetzes 1963, BGBl.
Nr. 3/1964,

für die Ausübung einer in diesen Bundesgeset-
zen geregelten Tätigkeit erfüllt,

2. die betreffende Tätigkeit tatsächlich ausübt
und

3. nicht nach § 11 des Wehrgesetzes 1990, BGBl.
Nr. 305, zur Ausübung einer Unteroffiziers-
funktion herangezogen ist.

(2) Werden medizinisch-technische Tätigkeiten
außerhalb einer Krankenanstalt, einer Justizanstalt,
einer Stellungskommission oder einer Feldambulanz
ausgeübt, bedarf ihre Zuordnung zum Abs. 1 des
Einvernehmens mit dem Bundeskanzler.

(3) Den im Krankenpflegegesetz geregelten
Tätigkeiten der medizinisch-technischen Dienste
sind bei der Anwendung des Abs. 1 ferner folgende
Tätigkeiten gleichzuhalten:

1. Tätigkeiten der veterinärmedizinisch-techni-
schen Dienste und

2. medizinisch-technische Tätigkeiten an bakte-
riologisch-serologischen Bundesanstalten.

In diesen Fällen gilt das Erfordernis des Abs. 1 Z 1
nur dann als erfüllt, wenn der Vertragsbedienstete
die vom Krankenpflegegesetz verlangte Vorausset-
zung für die Ausübung eines der medizinisch-tech-
nischen Dienste erbringt, die seiner Tätigkeit
entspricht.

(4) Die in der Anlage 1 zum BDG 1979
angeführten Diplome (Zeugnisse) über eine Ausbil-
dung nach dem Krankenpflegegesetz werden
ersetzt:

1. durch ein außerhalb Österreichs erworbenes
Zeugnis, wenn dieses Zeugnis nach § 52 Abs. 1
des Krankenpflegegesetzes zur Ausübung des
entsprechenden Berufes berechtigt, oder

2. durch eine Berechtigung nach den §§ 62 bis 65
des Krankenpflegegesetzes zur Ausübung des
entsprechenden Berufes.

(5) Auf das Entlohnungsschema K ist, soweit in
diesem Abschnitt nicht anderes bestimmt ist,
Abschnitt I anzuwenden. Nicht anzuwenden sind
jedoch die Bestimmungen des Abschnittes I, die sich
ausdrücklich auf die Entlohnungsschemata I oder II
beziehen.

Entlohnungsgruppen des Entlohnungsschemas K

§ 60. (1) Die in der Anlage 1 zum BDG 1979
geregelten Ernennungserfordernisse für die Beam-
ten des Krankenpflegedienstes gelten als Vorausset-
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zungen für die Einreihung in die Entlohnungsgrup-
pen des Entlohnungsschemas K. Hiebei entsprechen

der Verwendungsgruppe K 1 die Entlohnungs-
gruppe k 1,
der Verwendungsgruppe K 2 die Entlohnungs-
gruppe k 2,
der Verwendungsgruppe K 3 die Entlohnungs-
gruppe k 3,
der Verwendungsgruppe K 4 die Entlohnungs-
gruppe k 4,
der Verwendungsgruppe K 5 die Entlohnungs-
gruppe k 5,
der Verwendungsgruppe K 6 die Entlohnungs-
gruppe k 6.

(2) § 4 Abs. 4 BDG 1979 ist anzuwenden.

Monatsentgelt des Entlohnungsschemas K

§ 61. (1) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten
Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas K
beträgt:

(2) Das Monatsengelt beginnt mit der Entloh-
nungsstufe 1.

(3) Das Monatsentgelt des vollbeschäftigten
Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas K
beträgt bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
95% des Monatsentgelts der Entlohnungsstufe 1 der
betreffenden Entlohnungsgruppe.

Pflegedienst-Chargenzulage

§ 62. Den Vertragsbediensteten des Entlohnungs-
schemas K gebührt eine Pflegedienst-Chargenzu-
lage im Ausmaß der um 5% erhöhten Pflegedienst-
Chargenzulage, auf die die vergleichbaren Beamten
des Krankenpflegedienstes nach § 84 b des Gehalts-
gesetzes 1956 Anspruch haben.

Vergütung für Vertragsbedienstete des
Krankenpflegedienstes

§ 63. Den Vertragsbediensteten des Entlohnungs-
schemas K gebührt eine Vergütung. Der Anspruch
auf diese Vergütung richtet sich mit der Maßgabe
nach § 84 c Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956, daß an
die Stelle der Gehaltsstufen Entlohnungsstufen
treten."

8. Die bisherigen Abschnitte V und VI erhalten
die Bezeichnung „Abschnitt VI" und „Ab-
schnitt VII".

9. Der bisherige § 58 a erhält die Bezeichnung
„§ 64", die bisherigen §§ 59 bis 62 erhalten die
Bezeichnung „§ 65" bis „§ 68".

10. Nach § 68 wird folgender § 69 eingefügt:

„Vertragsbedienstete in Unteroffiziersfunktion in
einer Verwendung des Krankenpflegedienstes

§ 69. (1) Einem Vertragsbediensteten, der
1. nach §11 des Wehrgesetzes 1990 zur

Ausübung einer Unteroffiziersfunktion heran-
gezogen wird und

2. außerdem die Erfordernisse des § 59 Abs. 1
Z 1 und 2 erfüllt,

gebühren für die Dauer einer im Abs. 3 umschriebe-
nen Verwendung eine Ergänzungszulage nach den
Abs. 4 und 5 und eine Vergütung nach den Abs. 6
und 7.

(2) Für die Bemessung der Ergänzungszulage gilt
das Erfordernis des § 59 Abs. 1 Z 1 auch dann als
erfüllt, wenn der Vertragsbedienstete eine Sanitäts-
ausbildung aufweist, die vom Bundesminister für
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz als
gleichwertig anerkannt wird. Dabei sind jedoch die
folgenden Gebiete nicht zu berücksichtigen: Kin-
derheilkunde, Gynäkologie und Geburtshilfe, Geri-
atrische Pflege, Haut- und Geschlechtskrankheiten,
Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten, Augen-
krankheiten, Rehabilitation und Psychosomatik.

(3) Anspruchsbegründende Tätigkeiten im Sinne
des Abs. 1 sind:

1. Tätigkeiten des gehobenen medizinisch-tech-
nischen Dienstes und des medizinisch-techni-
schen Fachdienstes,

2. Tätigkeiten im Heeresspital, in einem Militär-
spital, in einer Sanitätsanstalt, in einer
Feldambulanz und bei einer Stellungskommis-
sion
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a) im Krankenpflegefachdienst,
b) als Pflegehelfer oder
c) als Sanitäts-, Stations- oder Prosekturge-

hilfe.

(4) Ist das jeweilige Monatsentgelt (einschließlich
der im Abs. 5 Z 1 angeführten Zulagen) eines im
Abs. 1 angeführten Vertragsbediensteten niedriger
als das Monatsentgelt (einschließlich der im Abs. 5
Z 2 angeführten Zulagen), das einem Vertragsbe-
diensteten mit gleich langer, für die Vorrückung
maßgebender Gesamtdienstzeit in der vergleichba-
ren Entlohnungsgruppe des Entlohnungsschemas K
zukommen würde, so gebührt dem Vertragsbedien-
steten eine Ergänzungszulage auf dieses Monats-
entgelt (einschließlich der im Abs. 5 Z 2 angeführten
Zulagen).

(5) Für die Ermittlung der Ergänzungszulage sind
zu berücksichtigen:

1. beim jeweiligen Monatsentgelt des im Abs. 1
angeführten Vertragsbediensteten: Pflege-
dienstzulage, Pflegedienst-Chargenzulage,
Heeresdienstzulage, Truppendienstzulage
und allfällige Teuerungszulagen,

2. beim Monatsentgelt eines Vertragsbedienste-
ten des Entlohnungsschemas K: Pflegedienst-
Chargenzulage und allfällige Teuerungszula-
gen.

(6) Dem im Abs. 1 angeführten Vertragsbedien-
steten gebührt ferner die Vergütung nach § 63.

(7) Ist das jeweilige Monatsentgelt (einschließlich
der im Abs. 5 Z 1 angeführten Zulagen) des im
Abs. 1 angeführten Vertragsbediensteten höher als
das Monatsentgelt (einschließlich der im Abs. 5 Z 2
angeführten Zulagen), das einem Vertragsbedien-
steten mit gleich langer, für die Vorrückung
maßgebender Gesamtdienstzeit in der vergleichba-
ren Entlohnungsgruppe des Entlohnungsschemas K
zukommen würde, so vermindert sich die im Abs. 6
angeführte Vergütung um 116,7% des übersteigen-
den Betrages."

11. Die bisherigen §§63 bis 65 erhalten die
Bezeichnung „§ 70" bis „§ 72", der bisherige § 65 a
erhält die Bezeichnung „§ 73".

12. §71 Abs. 2 lautet:

„(2) Abs. 1 gilt nicht für die im § 1 Abs. 1 lit. e, im
§ 27 b Abs. 1 Z 4 und im Abschnitt VII (ausgenom-
men § 68) enthaltenen Zitierungen."

13. Nach §73 werden folgende §§74 und 75
eingefügt:

„Übergangsbestimmungen für die Vertragsbedien-
steten des Entlohnungsschemas K

Überleitung

§ 74. (1) Ein Vertragsbediensteter, der die
Erfordernisse des § 59 erfüllt, kann durch schriftli-
che Erklärung seine Überleitung in das Entloh-

nungsschema K bewirken. Er ist dabei in jene
Ehtlohnungsgruppe einzureihen, für die er die
Einreihungserfordernisse nach § 60 erfüllt.

(2) Die Überleitung wird mit 1. Jänner 1991
wirksam, wenn der Vertragsbedienstete die Erklä-
rung vor Ablauf des Jahres 1991 abgibt. Wird diese
Erklärung später abgegeben, so wird die Überlei-
tung mit dem auf die Abgabe der Erklärung
folgenden Monatsersten wirksam.

(3) Wenn jedoch der Vertragsbedienstete erst
nach dem 1. Jänner 1991

1. in das Dienstverhältnis aufgenommen worden
ist oder

2. die Erfordernisse des § 59 erfüllt,
so wird seine Überleitung frühestens mit dem
Monatsersten wirksam, an dem er erstmals beide
Voraussetzungen erfüllt.

Sonderausbildung

§ 75. (1) Ein Vertragsbediensteter, der mit
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1991 in das Entloh-
nungsschema K eingereiht wird, ist bei Erfüllung
aller sonstigen Einreihungserfordernisse auch dann
in die Entlohnungsgruppe k 1 oder k 3 einzureihen,
wenn er für die betreffende Verwendung das
Erfordernis einer Sonderausbildung nach § 57 b des
Krankenpflegegesetzes nicht erfüllt. Der Vertrags-
bedienstete ist danach so zu behandeln, als ob er
diese Sonderausbildung absolviert hätte.

(2) Vom Erfordernis einer Sonderausbildung
nach § 57 b des Krankenpflegegesetzes ist abzuse-
hen, wenn

1. ein Vertragsbediensteter bis 31. Dezember
1995 auf Dauer mit einer der folgenden
Verwendungen betraut wird: Medizinisch-
technische Oberassistentin (medizinisch-tech-
nischer Oberassistent), Oberin (Pflegevorste-
her), Oberschwester (Oberpfleger), Medizi-
nisch-technische Stationsassistentin (Medizi-
nisch-technischer Stationsassistent) oder Sta-
tionsschwester (Stationspfleger) und

2. berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen
(insbesondere langjährige Erfahrung im Kran-
kenpflegefachdienst oder im gehobenen medi-
zinisch-technischen Dienst, hohes Dienstal-
ter).

(3) Wird in diesem Fall das Erfordernis des Abs. 2
Z 2 nicht erfüllt, sind eine Betrauung mit der
betreffenden Verwendung und eine Überstellung in
die entsprechende Entlohnungsgruppe unter der
Auflage möglich, daß der Vertragsbedienstete diese
Sonderausbildung innerhalb von drei Jahren nach
erfolgter Betrauung (Überstellung) erfolgreich
beendet.

(4) Bei erfolglosem Ablauf dieser Frist ist der
Vertragsbedienstete wieder jener Verwendung
zuzuweisen, die er vor der Betrauung innehatte. Ist
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er im Zusammenhang mit der Betrauung in eine
höhere Entlohnungsgruppe überstellt worden, so ist
er bei erfolglosem Ablauf der Frist in jene
Entlohnungsgruppe zu überstellen, der er vor der
seinerzeitigen Überstellung angehört hat. Die
angeführten Maßnahmen bedürfen nicht der
Zustimmung des Vertragsbediensteten. Der Ver-
tragsbedienstete ist danach so zu behandeln, als
wäre die seinerzeitige Betrauung (Überstellung)
unterblieben."

14. § 66 erhält die Bezeichnung „§ 76".

Artikel IV

Das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 737/1988, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 2 Abs. 1 letzter Satz wird aufgehoben.

2. Nach § 2 Abs. 1 wird folgender Abs. 1 a
eingefügt:

„(1 a) Von den Nebengebühren, die für Zeit-
räume bezogen werden, in denen

1. die Wochendienstzeit oder die Lehrverpflich-
tung nach den §§ 50 a oder 50 b BDG 1979,
BGBl. Nr. 333, auf die Hälfte herabgesetzt
gewesen ist oder

2. eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c MSchG
oder nach § 8 EKUG in Anspruch genommen
worden ist,

begründen die unter Abs. 1 Z 1, 3 (soweit es sich um
Sonn- und Feiertagsvergütungen handelt), 4, 5, 9,
10 und 12 angeführten Nebengebühren nur insoweit
den Anspruch auf eine Nebengebührenzulage zum
Ruhegenuß, als sie für Dienstleistungen gebühren,
mit denen die volle Wochendienstleistung über-
schritten worden ist."

Artikel V

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984,
BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 651/1989, wird wie folgt geän-
dert:

1. §40 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Landeslehrer,
1. dessen Lehrverpflichtung nach den §§ 44 a

oder 44 b auf die Hälfte herabgesetzt worden
ist oder

2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c
MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nimmt oder

3. der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege
eines behinderten Kindes nach § 58 a befindet,

darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur
ausüben, wenn und insoweit die Dienstbehörde dies
genehmigt. Die Genehmigung ist — abgesehen von

den Fällen des Abs. 2 — zu versagen, wenn die
Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem Grund
der nach den Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme
widerstreitet."

2. Die §§ 44 a und 44 b lauten:

„Herabsetzung der Lehrverpflichtung auf die
Hälfte

§ 44 a. (1) Die Lehrverpflichtung des Landesleh-
rers kann auf seinen Antrag auf die Hälfte
herabgesetzt werden, wenn

1. dies zur Pflege oder Betreuung naher
Angehöriger notwendig ist und

2. wichtige dienstliche Interessen nicht entgegen-
stehen.

(2) Nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind der
Ehegatte und Personen, die mit dem Landeslehrer in
gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister,
Schwiegereltern, Stief-, Wahl- und Pflegekinder
sowie die Person, mit der der Landeslehrer in
Lebensgemeinschaft lebt.

(3) Die Lehrverpflichtung darf — ausgenommen
im Falle des § 44 e Abs. 3 — nur auf die Dauer eines
Jahres oder des Vielfachen eines Jahres herabgesetzt
werden.

(4) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrverpflich-
tung endet jedoch unbeschadet des § 44 e mit Ablauf
des Schuljahres, in dem die im Abs. 3 festgelegte
Frist abläuft. Dies gilt nicht für solche Zeiträume, an
die ohne Unterbrechung ein weiterer Zeitraum der
Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach den
§§ 44 a oder 44 b anschließt.

(5) Für einen Landeslehrer dürfen die Zeiträume
der Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach
Abs. 1 insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.
Zeiträume, um die infolge der Anwendung des
Abs. 4 Jahresfristen überschritten werden, sind auf
diesen Gesamtzeitraum anzurechnen. Soweit es die
Einhaltung des Abs. 4 erfordert, ist eine Überschrei-
tung dieses Gesamtzeitraumes um höchstens ein
Jahr zulässig.

(6) Die Lehrverpflichtung darf nicht herabgesetzt
werden, wenn

1. sich der Landeslehrer in den vorangegangenen
fünf Jahren nicht ununterbrochen in einem
Dienstverhältnis zu einer inländischen Ge-
bietskörperschaft oder im Lehrberuf an einer
inländischen öffentlichen Schule oder an einer
mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inlän-
dischen Privatschule befunden hat,

2. der Zeitraum der Herabsetzung der Lehrver-
pflichtung nach der Vollendung des 55. Le-
bensjahres des Landeslehrers enden würde
oder

3. der Landeslehrer infolge der Herabsetzung
der Lehrverpflichtung aus wichtigen dienstli-
chen Gründen weder im Rahmen seines
bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem
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anderen seiner dienstrechtlichen Stellung
zumindest entsprechenden Arbeitsplatz ver-
wendet werden könnte.

§ 44 b. (1) Die Lehrverpflichtung des vollbeschäf-
tigten Landeslehrers ist auf seinen Antrag zur Pflege

1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des

Landeslehrers angehört und für dessen Unter-
halt überwiegend er und (oder) sein Ehegatte
aufkommt,

auf die Hälfte herabzusetzen.

(2) Die Lehrverpflichtung darf aus diesem Anlaß
— ausgenommen im Falle des § 44 e Abs. 3 — nur
auf die Dauer eines Jahres oder des Vielfachen eines
Jahres oder bis zum Schuleintritt des Kindes
herabgesetzt werden. Die Herabsetzung nach
Abs. 1 endet spätestens mit dem Schuleintritt des
Kindes.

(3) Diese Herabsetzung der Lehrverpflichtung ist
nur zulässig, wenn

1. das Kind das erste Lebensjahr vollendet hat
und noch nicht schulpflichtig ist,

2. das Kind dem Haushalt des Landeslehrers
angehört und

3. der Landeslehrer das Kind überwiegend selbst
betreuen will.

(4) Der Landeslehrer hat den Antrag auf
Herabsetzung der Lehrverpflichtung spätestens
zwei Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbe-
ginn zu stellen.

(5) Die Zeiträume der Herabsetzung der
Wochendienstzeit gemäß Abs. 1 zur Pflege von
Kindern, die das dritte Lebensjahr vollendet haben,
dürfen für einen Landeslehrer insgesamt vier Jahre
nicht übersteigen.

(6) § 44 a Abs. 4 und 6 Z 3 ist anzuwenden."

3. An die Stelle des § 44 e Abs. 2 und 3 treten
folgende Bestimmungen:

„(2) Die Dienstbehörde hat auf Antrag des
Landeslehrers die vorzeitige Beendigung der
Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach den
§§ 44 a oder 44 b zu verfügen, wenn der Landesleh-
rer eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c MSchG
oder nach § 8 EKUG in Anspruch nimmt.

(3) Zeiten, um die sich dadurch ein ursprünglich
vorgesehener Zeitraum der Herabsetzung der
Lehrverpflichtung nach § 44 a oder nach § 44 b
Abs. 5 verkürzt, bleiben für eine neuerliche
Herabsetzung der Lehrverpflichtung gewahrt.
Bruchteile eines Jahres können bei einer neuerlichen
Herabsetzung der Lehrverpflichtung nur ungeteilt
in Anspruch genommen werden.

(4) Eine Anwendung des Abs. 1 ist in den letzten
vier Monaten des Schuljahres ausgeschlossen."

4. § 47 lautet:

„Behandlung von Bruchteilen bei der Feststellung
der Lehrverpflichtung

§ 47. Ergeben sich bei der Ermittlung des
Ausmaßes der Lehrverpflichtung

1. nach den §§ 44 bis 46 und 48 bis 53 oder
2. bei einer Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c

MSchG oder nach § 8 EKUG
zuletzt nicht volle Wochenstunden, so ist ein
Bruchteil bis einschließlich einer halben Wochen-
stunde auf die nächstniedrigere volle Wochenstunde
abzurunden und ein Bruchteil von mehr als einer
halben Wochenstunde auf die nächsthöhere volle
Wochenstunde aufzurunden."

5. Nach § 58 wird folgender § 58 a eingefügt:

„§ 58 a. (1) Dem Landeslehrer ist auf sein
Ansuchen ein Urlaub unter Entfall der Bezüge zu
gewähren (Karenzurlaub), wenn er sich der Pflege
eines im gemeinsamen Haushalt lebenden behinder-
ten Kindes widmet, für das erhöhte Familienbeihilfe
im Sinne des § 8 Abs. 4 des Familienlastenaus-
gleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, gewährt wird,
und seine Arbeitskraft aus diesem Grund gänzlich
beansprucht wird (Abs. 2), längstens jedoch bis zur
Vollendung des 30. Lebensjahres des Kindes. Der
gemeinsame Haushalt besteht weiter, wenn sich das
behinderte Kind nur zeitweilig wegen Heilbehand-
lung außerhalb der Hausgemeinschaft aufhält.

(2) Eine gänzliche Beanspruchung der Arbeits-
kraft im Sinne des Abs. 1 liegt vor, solange das
behinderte Kind

1. das Alter für den Beginn der allgemeinen
Schulpflicht (§ 2 des Schulpflichtgesetzes
1985, BGBl. Nr. 76) noch nicht erreicht hat
und ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

2. während der Dauer der allgemeinen Schul-
pflicht wegen Schulunfähigkeit (§15 des
Schulpflichtgesetzes 1985) entweder von der
allgemeinen Schulpflicht befreit ist oder
ständiger persönlicher Hilfe und Pflege
bedarf,

3. nach Vollendung der allgemeinen Schulpflicht
und vor Vollendung des 30. Lebensjahres
dauernd bettlägerig ist oder ständiger persön-
licher Hilfe und Pflege bedarf.

(3) Der Landeslehrer hat den Antrag auf
Gewährung des Karenzurlaubes spätestens zwei
Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu
stellen.

(4) Der Landeslehrer hat den Wegfall einer der
Voraussetzungen für die Karenzierung (Abs. 1 und
2) innerhalb von zwei Wochen zu melden.

(5) Die Zeit des Karenzurlaubes zur Pflege eines
behinderten Kindes gilt als ruhegenußfähige Lan-
desdienstzeit, ist aber für sonstige Rechte, die von
der Dauer des Dienstverhältnisses abhängen, nicht
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zu berücksichtigen, soweit in den Besoldungsvor-
schriften nicht anderes bestimmt ist.

(6) Die Berücksichtigung als ruhegenußfähige
Landesdienstzeit endet mit dem Ende des Kalender-
monats, in dem eine der Voraussetzungen gemäß
Abs. 1 und 2 weggefallen ist.

(7) Die Dienstbehörde kann auf Antrag des
Landeslehrers die vorzeitige Beendigung des
Karenzurlaubes verfügen, wenn

1. der Grund für die Karenzierung weggefallen
ist,

2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten
Dauer des Karenzurlaubes für den Landesleh-
rer eine Härte bedeuten würde und

3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entge-
genstehen."

6. § 115 Abs. 7 lautet:

„(7) Die Abs. 1 bis 6 sind auf Landeslehrer,
1. deren Lehrverpflichtung nach den §§ 44 a oder

44 b herabgesetzt ist oder
2. die eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c

MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nehmen,

nicht anzuwenden."

7. Nach § 115 wird folgender § 115 a eingefügt:

„§ 115 a. Zeiten einer Herabsetzung der Lehrver-
pflichtung auf die Hälfte, die nach § 44 b Abs. 2 in
der bis zum Ablauf des 30. Juni 1991 geltenden
Fassung gewährt worden sind, sind nicht auf die
Obergrenze nach § 44 a Abs. 5, sondern auf die
Obergrenze nach § 44 b Abs. 5 anzurechnen."

Artikel VI

Das Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz 1985, BGBl. Nr. 296, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 276/
1991, wird wie folgt geändert:

1. § 40 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Lehrer,
1. dessen Lehrverpflichtung nach den §§ 45 oder

46 auf die Hälfte herabgesetzt worden ist oder
2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c

MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nimmt oder

3. der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege
eines behinderten Kindes nach § 65 a befindet,

darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur
ausüben, wenn und insoweit die Dienstbehörde dies
genehmigt. Die Genehmigung ist — abgesehen von
den Fällen des Abs. 2 — zu versagen, wenn die
Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem Grund
der nach den Z 1 bis 3 getroffenen Maßnahme
widerstreitet."

2. Die §§ 45 und 46 lauten:

„Herabsetzung der Lehrverpflichtung auf die
Hälfte

§ 45. (1) Die Lehrverpflichtung des Lehrers kann
auf seinen Antrag auf die Hälfte herabgesetzt
werden, wenn

1. dies zur Pflege oder Betreuung naher
Angehöriger notwendig ist und

2. wichtige dienstliche Interessen nicht entgegen-
stehen.

(2) Nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind der
Ehegatte und Personen, die mit dem Lehrer in
gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister,
Schwiegereltern, Stief-, Wahl- und Pflegekinder
sowie die Person, mit der der Lehrer in Lebensge-
meinschaft lebt.

(3) Die Lehrverpflichtung darf — ausgenommen
im Falle des § 49 Abs. 3 — nur auf die Dauer eines
Jahres oder des Vielfachen eines Jahres herabgesetzt
werden.

(4) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrverpflich-
tung endet jedoch unbeschadet des § 49 mit Ablauf
des Schuljahres, in dem die im Abs. 3 festgelegte
Frist abläuft. Dies gilt nicht für solche Zeiträume, an
die ohne Unterbrechung ein weiterer Zeitraum der
Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach den §§ 45
oder 46 anschließt.

(5) Für einen Lehrer dürfen die Zeiträume der
Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach Abs. 1
insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. Zeiträume,
um die infolge der Anwendung des Abs. 4
Jahresfristen überschritten werden, sind auf diesen
Gesamtzeitraum anzurechnen. Soweit es die Einhal-
tung des Abs. 4 erfordert, ist eine Überschreitung
dieses Gesamtzeitraumes um höchstens ein Jahr
zulässig.

(6) Die Lehrverpflichtung darf nicht herabgesetzt
werden, wenn

1. sich der Lehrer in den vorangegangenen fünf
Jahren nicht ununterbrochen in einem Dienst-
verhältnis zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft oder im Lehrberuf an einer inländi-
schen öffentlichen Schule oder an einer mit
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländi-
schen Privatschule befunden hat,

2. der Zeitraum der Herabsetzung der Lehrver-
pflichtung nach der Vollendung des 55.
Lebensjahres des Lehrers enden würde oder

3. der Lehrer infolge der Herabsetzung der
Lehrverpflichtung aus wichtigen dienstlichen
Gründen weder im Rahmen seines bisherigen
Arbeitsplatzes noch auf einem anderen seiner
dienstrechtlichen Stellung zumindest entspre-
chenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

§ 46. (1) Die Lehrverpflichtung des vollbeschäf-
tigten Lehrers ist auf seinen Antrag zur Pflege
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1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt des

Lehrers angehört und für dessen Unterhalt
überwiegend er und (oder) sein Ehegatte
aufkommt,

auf die Hälfte herabzusetzen.

(2) Die Lehrverpflichtung darf aus diesem Anlaß
— ausgenommen im Falle des § 49 Abs. 3 — nur auf
die Dauer eines Jahres oder des Vielfachen eines
Jahres oder bis zum Schuleintritt des Kindes
herabgesetzt werden. Die Herabsetzung nach
Abs. 1 endet spätestens mit dem Schuleintritt des
Kindes.

(3) Diese Herabsetzung der Lehrverpflichtung ist
nur zulässig, wenn

1. das Kind das erste Lebensjahr vollendet hat
und noch nicht schulpflichtig ist,

2. das Kind dem Haushalt des Lehrers angehört
und

3. der Lehrer das Kind überwiegend selbst
betreuen will.

(4) Der Lehrer hat den Antrag auf Herabsetzung
der Lehrverpflichtung spätestens zwei Monate vor
dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu stellen.

(5) Die Zeiträume der Herabsetzung der
Wochendienstzeit gemäß Abs. 1 zur Pflege von
Kindern, die das dritte Lebensjahr vollendet haben,
dürfen für einen Lehrer insgesamt vier Jahre nicht
übersteigen.

(6) § 45 Abs. 4 und 6 Z 3 ist anzuwenden."

3. An die Stelle des § 49 Abs. 2 und 3 treten
folgende Bestimmungen:

„(2) Die Dienstbehörde hat auf Antrag des
Lehrers die vorzeitige Beendigung der Herabset-
zung der Lehrverpflichtung nach den §§ 45 oder 46
zu verfügen, wenn der Lehrer eine Teilzeitbeschäfti-
gung nach § 15 c MSchG oder nach § 8 EKUG in
Anspruch nimmt.

(3) Zeiten, um die sich dadurch ein ursprünglich
vorgesehener Zeitraum der Herabsetzung der
Lehrverpflichtung nach § 45 oder nach § 46 Abs. 5
verkürzt, bleiben für eine neuerliche Herabsetzung
der Lehrverpflichtung gewahrt. Bruchteile eines
Jahres können bei einer neuerlichen Herabsetzung
der Lehrverpflichtung nur ungeteilt in Anspruch
genommen werden.

(4) Eine Anwendung des Abs. 1 ist in den letzten
vier Monaten des Schuljahres ausgeschlossen."

4. § 121 Abs. 7 lautet:

„(7) Die Abs. 1 bis 6 sind auf Lehrer,
1. deren Lehrverpflichtung nach den §§45 oder

46 herabgesetzt ist oder
2. die eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c

MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nehmen,

nicht anzuwenden."

5. Nach § 121 wird folgender § 121 a eingefügt:

„§ 121 a. Zeiten einer Herabsetzung der Lehrver-
pflichtung auf die Hälfte, die nach § 46 Abs. 2 in der
bis zum Ablauf des 30. Juni 1991 geltenden Fassung
gewährt worden sind, sind nicht auf die Obergrenze
nach § 45 Abs. 5, sondern auf die Obergrenze nach
§ 46 Abs. 5 anzurechnen."

Artikel VII

Die Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBl.
Nr. 298, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 24/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 17 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Bedienstete,
1. der eine Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c

MSchG oder nach § 8 EKUG in Anspruch
nimmt oder

2. der sich in einem Karenzurlaub zur Pflege
eines behinderten Kindes nach § 56 a befindet,

darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur
ausüben, wenn und insoweit die Generaldirektion
dies genehmigt. Die Genehmigung ist in den Fällen
des Abs. 1 sowie dann zu versagen, wenn die
Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem Grund
der nach den Z 1 und 2 getroffenen Maßnahme
widerstreitet."

2. Nach § 67 Abs. 4 werden folgende Abs. 4 a und
4 b eingefügt:

„(4 a) Wird das Dienstverhältnis während einer
Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c MSchG oder
nach § 8 EKUG infolge Kündigung durch den
Dienstgeber, unverschuldete Entlassung, begründe-
ten Austritt oder einvernehmlich beendet, so ist bei
der Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung
maßgebenden Monatsbezuges das vorangegangene
Beschäftigungsausmaß des Bediensteten zugrunde
zu legen.

(4 b) In den Fällen des Abs. 3 Z 4 ist bei der
Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung
maßgebenden Monatsbezuges vom Durchschnitt
der in den letzten fünf Jahren geleisteten Arbeitszeit
unter Außerachtlassung der Zeiten eines Karenzur-
laubes gemäß MSchG oder EKUG auszugehen."

Artikel VIII

Das Land- und Forstarbeiter-Dienstrechtsgesetz,
BGBl. Nr. 280/1980, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 408/1990, wird wie folgt
geändert:

Nach § 28 Abs. 4 werden folgende Abs. 4 a und
4 b eingefügt:

„(4 a) Wird das Dienstverhältnis während einer
Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c MSchG oder
nach § 8 EKUG infolge Kündigung durch den
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Dienstgeber, unverschuldeter Entlassung, begrün-
detem Austritt oder einvernehmlich beendet, so ist
bei der Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung
maßgebenden Jahresentgelts das vorangegangene
Beschäftigungsausmaß des Dienstnehmers zu-
grunde zu legen.

(4 b) In den Fällen des Abs. 4 Z 2 lit. c ist bei der
Ermittlung des für die Höhe der Abfertigung
maßgebenden Jahresentgelts vom Durchschnitt der
in den letzten fünf Jahren geleisteten Arbeitszeit
unter Außerachtlassung der Zeiten eines Karenzur-
laubes gemäß MSchG oder EKUG auszugehen."

Artikel IX

Das Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBl. Nr. 651/
1989, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 450/1990, wird wie folgt geändert:

§ 10 lautet:

„Sonderbestimmungen für Bedienstete des öffentli-
chen Dienstes

§ 10. (1) Für Bedienstete, die in einem
1. Dienstverhältnis zum Bund,
2. in § 1 Abs. 1 Z 4 angeführten Dienstverhältnis,
3. Dienstverhältnis gemäß § 1 Abs. 2 des Ver-

tragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
stehen, gelten die Abweichungen der folgenden
Absätze.

(2) § 2 Abs. 3 ist nicht anzuwenden.

(3) § 3 Abs. 5 ist nicht anzuwenden. Wird der
gemeinsame Haushalt des Vaters mit dem Kind
aufgehoben oder die überwiegende Betreuung des
Kindes durch den Vater beendet, so endet der
Karenzurlaub nach diesem Bundesgesetz. Der
Bedienstete gilt ab diesem Zeitpunkt bis zum Ende
des ursprünglich nach diesem Bundesgesetz ge-
währten Karenzurlaubes als gegen Entfall der
Bezüge im Sinne der dienstrechtlichen Vorschriften
beurlaubt. Wenn es der Dienstgeber jedoch begehrt,
hat der Bedienstete vorzeitig den Dienst anzutreten.

(4) § 6 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß an die
Stelle des Zitates ,§ 3 Abs. 5' das Zitat ,§ 10 Abs. 3
zweiter Satz' tritt.

(5) Statt § 6 Abs. 4 sind die §§ 20 bis 23 MSchG
anzuwenden.

(6) § 8 ist auf Richter, auf Ordentliche Universi-
täts(Hochschul)professoren, auf Lehrer, die eine im
§ 8 Abs. 1 BDG 1979, BGBl. Nr. 333, im § 55 Abs. 4
oder 5 LDG 1984, BGBl. Nr. 302, oder im § 56
LLDG 1985, BGBl. Nr. 296, angeführte Leitungs-
funktion ausüben oder mit einer Schulaufsichts-
funktion betraut sind, auf Klassenlehrer und auf
Beamte des Schulaufsichtsdienstes nicht anzuwen-
den.

(7) § 8 Abs. 1, 7 und 10 letzter Satz ist auf
Bundesbeamte, Landeslehrer (§ 1 LDG 1984) und
land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer (§ 1
LLDG 1985) nicht anzuwenden. Die übrigen
Bestimmungen des § 8 sind auf diese Beamten mit
folgenden Abweichungen anzuwenden:

1. Eine Teilzeitbeschäftigung ist nur im Ausmaß
der halben regelmäßigen Wochendienstzeit
(Lehrverpflichtung) zulässig.

2. Eine Teilzeitbeschäftigung darf von der
Dienstbehörde nur dann abgelehnt werden,
wenn der Beamte infolge der Teilzeitbeschäf-
tigung aus wichtigen dienstlichen Gründen
weder im Rahmen seines bisherigen Arbeits-
platzes noch auf einem anderen seiner
dienstrechtlichen Stellung zumindest entspre-
chenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

3. Die Bestimmungen über den Kündigungs- und
Entlassungsschutz gelten auch während eines
Rechtsmittelverfahrens betreffend die Ableh-
nung der Teilzeitbeschäftigung.

4. Im § 8 Abs. 10 sind die Verweisungen auf die
§§ 10 Abs. 3 bis 7, 12 Abs. 1 und 13 MSchG
mit den Änderungen anzuwenden, die sich aus
den §§ 20 bis 22 MSchG ergeben.

5. Bei der stundenmäßigen Festlegung der
Zeiträume, in denen der Beamte Dienst zu
versehen hat, ist auf die persönlichen Verhält-
nisse des Beamten, insbesondere auf die
Gründe, die zur Teilzeitbeschäftigung geführt
haben, soweit Rücksicht zu nehmen, als nicht
wichtige dienstliche Interessen entgegenste-
hen.

6. Die Dienstbehörde kann auf Antrag des
Beamten die vorzeitige Beendigung der
Teilzeitbeschäftigung verfügen, wenn
a) der Grund für die Teilzeitbeschäftigung

weggefallen ist,
b) das Ausschöpfen der ursprünglich verfüg-

ten Dauer der Teilzeitbeschäftigung für
den Beamten eine Härte bedeuten würde
und

c) keine wichtigen dienstlichen Interessen
entgegenstehen.

7. Auf Landeslehrer, die Teilzeitbeschäftigung in
Anspruch nehmen, ist § 44 c Abs. 2 LDG 1984
anzuwenden.

(8) Lassen bei den im Abs. 7 angeführten Beamten
die besonderen Umstände des Dienstes eine genaue
Einhaltung der halben Wochendienstzeit (Lehrver-
pflichtung) nicht zu, so kann sie soweit überschrit-
ten werden, als es nötig ist, um ihre Unterschreitung
zu vermeiden. Ansonsten kann ein im Abs. 7
angeführter Beamter über das Ausmaß seiner
Teilzeitbeschäftigung hinaus zur Dienstleistung nur
herangezogen werden, wenn die Dienstleistung zur
Vermeidung eines Schadens unverzüglich notwen-
dig ist und ein Bediensteter, dessen Wochendienst-
zeit (Lehrverpflichtung) nicht herabgesetzt ist, nicht
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zur Verfügung steht. Die Zeit einer solchen
zusätzlichen Dienstleistung ist entweder durch
Freizeit auszugleichen oder nach den besoldungs-
rechtlichen Vorschriften abzugelten. Bei Lehrern ist
ein solcher Freizeitausgleich unzulässig.

(9) § 8 ist auf die übrigen von Abs. 6 und 7 nicht
erfaßten Bediensteten mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß

1. eine Teilzeitbeschäftigung jedenfalls nicht
zulässig ist, wenn der Bedienstete infolge der
Teilzeitbeschäftigung aus wichtigen dienstli-
chen Gründen weder im Rahmen seines
bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem
anderen seiner dienstrechtlichen Stellung
zumindest entsprechenden Arbeitsplatz ver-
wendet werden könnte, und

2. im § 8 Abs. 10 die Verweisungen auf die §§ 10
Abs. 3 bis 7, 12 Abs. 1 und 13 MSchG mit den
Änderungen anzuwenden sind, die sich aus
den §§ 20 bis 22 MSchG ergeben.

(10) Ansprüche nach § 8 haben nur Eltern,
Adoptiv- oder Pflegeeltern, wenn das Kind nach
dem 30. Juni 1990 geboren wurde. Für Kinder, die
in der Zeit zwischen 30. Juni 1990 und 1. Juli 1991
geboren worden sind, kann der Beamte den Antrag
auf Teilzeitbeschäftigung auch nach Ablauf der im
§ 8 Abs. 6 angeführten Frist stellen."

Artikel X

Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 450/1990, wird wie folgt geändert:

An die Stelle des § 23 Abs. 3 und 4 treten folgende
Bestimmungen :

„(3) § 15 c ist auf Richter, auf Ordentliche
Universitäts(Hochschul)professoren, auf Lehrer,
die eine im § 8 Abs. 1 BDG 1979, BGBl. Nr. 333, im
§ 55 Abs. 4 oder 5 LDG 1984, BGBl. Nr. 302, oder
im §56 LLDG 1985, BGBl. Nr. 296, angeführte
Leitungsfunktion ausüben oder mit einer Schulauf-
sichtsfunktion betraut sind, auf Klassenlehrer und
auf Beamte des Schulaufsichtsdienstes nicht anzu-
wenden.

(4) § 15 c Abs. 1, 7 und 10 letzter Satz ist auf
Bundesbeamte, Landeslehrer (§ 1 LDG 1984) und
Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer (§ 1
LLDG 1985) nicht anzuwenden. Die übrigen
Bestimmungen des § 15 c sind auf diese Beamten mit
folgenden Abweichungen anzuwenden:

1. Eine Teilzeitbeschäftigung ist nur im Ausmaß
der halben regelmäßigen Wochendienstzeit
(Lehrverpflichtung) zulässig.

2. Eine Teilzeitbeschäftigung darf von der
Dienstbehörde nur dann abgelehnt werden,
wenn der Beamte infolge der Teilzeitbeschäf-
tigung aus wichtigen dienstlichen Gründen
weder im Rahmen seines bisherigen Arbeits-

platzes noch auf einem anderen seiner
dienstrechtlichen Stellung zumindest entspre-
chenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

3. Die Bestimmungen über den Kündigungs- und
Entlassungsschutz gelten auch während eines
Rechtsmittelverfahrens betreffend die Ableh-
nung der Teilzeitbeschäftigung.

4. Im § 15 c Abs. 10 ist die Verweisung auf die
§§10 und 12 mit den Änderungen anzuwen-
den, die sich aus den §§ 20 bis 22 ergeben.

5. Bei der stundenmäßigen Festlegung der
Zeiträume, in denen der Beamte Dienst zu
versehen hat, ist auf die persönlichen Verhält-
nisse des Beamten, insbesondere auf die
Gründe, die zur Teilzeitbeschäftigung geführt
haben, soweit Rücksicht zu nehmen, als nicht
wichtige dienstliche Interessen entgegenste-
hen.

6. Die Dienstbehörde kann auf Antrag des
Beamten die vorzeitige Beendigung der
Teilzeitbeschäftigung verfügen, wenn
a) der Grund für die Teilzeitbeschäftigung

weggefallen ist,
b) das Ausschöpfen der ursprünglich verfüg-

ten Dauer der Teilzeitbeschäftigung für
den Beamten eine Härte bedeuten würde
und

c) keine wichtigen dienstlichen Interessen
entgegenstehen.

7. Auf Landeslehrer, die Teilzeitbeschäftigung in
Anspruch nehmen, ist § 44 c Abs. 2 LDG 1984
anzuwenden.

(5) Lassen bei den im Abs. 4 angeführten Beamten
die besonderen Umstände des Dienstes eine genaue
Einhaltung der halben Wochendienstzeit (Lehrver-
pflichtung) nicht zu, so kann sie soweit überschrit-
ten werden, als es nötig ist, um ihre Unterschreitung
zu vermeiden. Ansonsten kann ein im Abs. 4
angeführter Beamter über das Ausmaß seiner
Teilzeitbeschäftigung hinaus zur Dienstleistung nur
herangezogen werden, wenn die Dienstleistung zur
Vermeidung eines Schadens unverzüglich notwen-
dig ist und ein Bediensteter, dessen Wochendienst-
zeit (Lehrverpflichtung) nicht herabgesetzt ist, nicht
zur Verfügung steht. Die Zeit einer solchen
zusätzlichen Dienstleistung ist entweder durch
Freizeit auszugleichen oder nach den besoldungs-
rechtlichen Vorschriften abzugelten. Bei Lehrern ist
ein solcher Freizeitausgleich unzulässig.

(6) § 15 c ist auf die übrigen von Abs. 3 und 4
nicht erfaßten Bediensteten mit der Maßgabe
anzuwenden, daß

1. eine Teilzeitbeschäftigung jedenfalls nicht
zulässig ist, wenn der Bedienstete infolge der
Teilzeitbeschäftigung aus wichtigen dienstli-
chen Gründen weder im Rahmen seines
bisherigen Arbeitsplatzes noch auf einem
anderen seiner dienstrechtlichen Stellung
zumindest entsprechenden Arbeitsplatz ver-
wendet werden könnte, und
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2. im § 15 c Abs. 10 die Verweisung auf die §§ 10
und 12 mit den Änderungen anzuwenden ist,
die sich aus den §§ 20 bis 22 ergeben.

(7) Ansprüche nach § 15 c haben nur Eltern,
Adoptiv- oder Pflegeeltern, wenn das Kind nach
dem 30. Juni 1990 geboren wurde. Für Kinder, die
in der Zeit zwischen 30. Juni 1990 und 1. Juli 1991
geboren worden sind, kann der Beamte den Antrag
auf Teilzeitbeschäftigung auch nach Ablauf der im
§ 15 c Abs. 6 angeführten Frist stellen."

Artikel XI

Das Karenzurlaubsgeldgesetz, BGBl. Nr. 395/
1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 408/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 11 c Abs. 2 bis 4 lautet:

„(2) Nimmt jeweils nur ein Elternteil nach dem
Ablauf des ersten Lebensjahres des Kindes eine
Teilzeitbeschäftigung nach § 15 c MSchG oder § 8
EKUG oder nach einer anderen gleichartigen
österreichischen Rechtsvorschrift in Anspruch, so
gebührt diesem, wenn dieses Bundesgesetz auf ihn
anzuwenden ist, auf Antrag das Karenzurlaubsgeld
für die Dauer der Teilzeitbeschäftigung höchstens
bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres des
Kindes. Das Karenzurlaubsgeld gemäß § 3 Abs. 1
bis 2 a vermindert sich um den Prozentsatz der
Teilzeitbeschäftigung, gemessen an der wöchent-
lichen Normalarbeitszeit. Höchstens gebühren 50%
des Karenzurlaubsgeldes gemäß § 3 Abs. 1 bis 2 a.

(3) Nehmen beide Elternteile nebeneinander eine
Teilzeitbeschäftigung im Sinne des Abs. 2 auf, so
gebührt, wenn dieses Bundesgesetz

1. nur auf einen Elternteil anzuwenden ist,
diesem Elternteil,

2. auf beide Elternteile anzuwenden ist, beiden
Elternteilen

auf Antrag das Karenzurlaubsgeld nach diesem
Bundesgesetz für die Dauer der Teilzeitbeschäfti-
gung höchstens bis zur Vollendung des zweiten
Lebensjahres des Kindes. Das Karenzurlaubsgeld
gemäß § 3 Abs. 1 bis 2 a vermindert sich für jeden
Elternteil um den Prozentsatz seiner Teilzeitbe-
schäftigung, gemessen an der wöchentlichen Nor-
malarbeitszeit. Höchstens gebühren jedem Eltern-
teil 50% des Karenzurlaubsgeldes gemäß § 3 Abs. 1
bis 2 a.

(4) Das Karenzurlaubsgeld wegen Teilzeitbe-
schäftigung gemäß Abs. 2 und 3 gebührt jedoch
nicht für Zeiträume, für die der andere Elternteil das
volle Karenzurlaubsgeld nach diesem Bundesgesetz
oder anderen österreichischen Rechtsvorschriften
bezieht."

2. § 11 c Abs. 5 wird aufgehoben.

3. Im § 11 c erhalten die bisherigen Abs. 6 bis 8 die
Bezeichnung „(5)" bis „(7)".

4. Es werden ersetzt:
a) im § 11 c Abs. 6 die Zitierung „Abs. 1 bis 6"

durch die Zitierung „Abs. 1 bis 5",
b) im § 11 c Abs. 7 die Zitierung „Abs. 1 bis 7"

durch die Zitierung „Abs. 1 bis 6".

Artikel XII
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl.

Nr. 609, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 24/1991, wird wie folgt geändert:

§ 31 a Abs. 9 wird aufgehoben.

Artikel XIII
Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.

Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 447/1990, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. 1 wird der Z 1 folgende lit. g
angefügt:

,,g) Beamte des Krankenpflegedienstes der Ver-
wendungsgruppe K 6 bis Gehaltsstufe 14
einschließlich und der Verwendungsgruppen
K 5, K 4 und K 3 bis Gehaltsstufe 9 ein-
schließlich,"

2. Im § 3 Abs. 1 wird der Z 2 folgende lit. g
angefügt:

,,g) Beamte des Krankenpflegedienstes der Ver-
wendungsgruppe K 6 in den Gehaltsstufen 15
und 16, der Verwendungsgruppen K 5, K 4
und K 3 in den Gehaltsstufen 10 bis 12
einschließlich und der Verwendungsgruppen
K 2 und K 1 bis Gehaltsstufe 7 einschließ-
lich,"

3. Im § 3 Abs. 1 wird der Z 3 folgende lit. j
angefügt:

,,j) Beamte des Krankenpflegedienstes der Ver-
wendungsgruppe K 6 ab Gehaltsstufe 17, der
Verwendungsgruppen K 5, K 4 und K 3 ab
Gehaltsstufe 13, der Verwendungsgruppen
K 2 und K 1 in den Gehaltsstufen 8 bis 17
einschließlich,"

4. Im § 3 Abs. 1 wird der Z 4 folgende lit. i
angefügt:

,,i) Beamte des Krankenpflegedienstes der Ver-
wendungsgruppen K 2 und K 1 ab Gehalts-
stufe 18,"

5. § 74 lautet:

„Vertragsbedienstete
§ 74. Dieses Bundesgesetz ist auch auf die

Vertragsbediensteten nach § 1 des Vertragsbedien-
stetengesetzes 1948 anzuwenden. Die Vertragsbe-
diensteten werden jedoch in folgende Gebührenstu-
fen eingereiht:

1. in die Gebührenstufe 1 :
a) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-

mas I der Entlohnungsgruppe e, der Ent-
lohnungsgruppe d bis Entlohnungsstufe 15
einschließlich, der Entlohnungsgruppe c
bis Entlohnungsstufe 11 einschließlich,
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b) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-
mas II der Entlohnungsgruppen p 5 und
p 4 sowie der Entlohnungsgruppen p 3 bis
p 1 bis Entlohnungsstufe 15 einschließlich,

c) Vertragslehrer des Entlohnungssche-
mas I L der Entlohnungsgruppe 1 3 bis
Entlohnungsstufe 7 einschließlich,

d) Vertragslehrer des Entlohnungssche-
mas II L der Entlohnungsgruppe 1 3,

e) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-
mas K der Entlohnungsgruppe k 6 bis
Entlohnungsstufe 14 einschließlich und
der Entlohnungsgruppen k 5, k 4 und k 3
bis Entlohnungsstufe 9 einschließlich,

2. in die Gebührenstufe 2:
a) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-

mas I der Entlohnungsgruppe d ab der
Entlohnungsstufe 16, der Entlohnungs-
gruppe c ab der Entlohnungsstufe 12 und
der Entlohnungsgruppe b bis Entloh-
nungsstufe 9 einschließlich,

b) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-
mas II der Entlohnungsgruppen p 3 bis p 1
ab der Entlohnungsstufe 16,

c) Vertragslehrer des Entlohnungsschemas
I L der Entlohnungsgruppe l 3 in den
Entlohnungsstufen 8 bis 11 einschließlich,
der Entlohnungsgruppe 1 2b 1 bis Entloh-
nungsstufe 7 einschließlich, der Entloh-
nungsgruppen 1 2b 2, l 2b 3 und l 2a 1 bis
Entlohnungsstufe 5 einschließlich und der
Entlohnungsgruppe 1 2a 2 bis Entloh-
nungsstufe 4 einschließlich,

d) Vertragslehrer des Entlohnungssche-
mas II L der Entlohnungsgruppen 1 2a und
l 2b,

e) Studienassistenten (wissenschaftliche oder
künstlerische Hilfskräfte) und Demonstra-
toren,

f) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-
mas K der Entlohnungsgruppe k 6 ab der
Entlohnungsstufe 15, der Entlohnungs-

gruppen k 5, k 4 und k 3 in den Entloh-
nungsstufen 10 bis 12 einschließlich und
der Entlohnungsgruppen k 2 und k 1 bis
Entlohnungsstufe 7 einschließlich,

3. in die Gebührenstufe 3 :
a) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-

mas I der Entlohnungsgruppe b ab der
Entlohnungsstufe 10 und der Entloh-
nungsgruppe a,

b) Vertragslehrer des Entlohnungssche-
mas I L der Entlohnungsgruppe 1 3 ab der
Entlohnungsstufe 12, der Entlohnungs-
gruppe 1 2b 1 ab der Entlohnungsstufe 8,
der Entlohnungsgruppen 1 2b 2, 1 2b 3 und
l 2a 1 ab der Entlohnungsstufe 6, der
Entlohnungsgruppe 1 2a 2 ab der Entloh-
nungsstufe 5 und der Entlohnungsgrup-
pen 1 1 und 1 pa,

c) Vertragslehrer des Entlohnungssche-
mas II L der Entlohnungsgruppen 1 1 und
l pa,

d) Vertragsassistenten,

e) Vertragsbedienstete des Entlohnungssche-
mas K der Entlohnungsgruppen k 5, k 4
und k 3 ab der Entlohnungsstufe 13 und
der Entlohnungsgruppen k 2 und k 1 ab
der Entlohnungsstufe 8."

Artikel XIV

Es treten in Kraft:

1. Art. I Z 8, 10 und 11, Art. II Z 1 bis 4, 11 und
12, Art. III Z 1 bis 5 und 7 bis 14 und Art. XIII
mit 1. Jänner 1991,

2. Art. I Z 1 bis 7 und 9, Art. II Z 5 bis 10, Art. III
Z 6 und die Art. IV bis XII mit 1. Juli 1991.

Waldheim

Vranitzky


